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EDITORIAL

IMPRESSUM

Am 3. Oktober 2003 haben die eidgenössi-
schen Räte die Verfassungsänderungen zur
Neugestaltung des Finanzausgleichs (BBl
2003, 6591) sowie das Bundesgesetz über
den Finanz- und Lastenausgleich FiLaG
(BBl 2003, 6807) und damit das erste
Paket des anspruchsvollen "Reformprojekts
NFA" verabschiedet. Dank intensivem Ein-
satz aller Beteiligten und nicht zuletzt
dank der Kompromissbereitschaft der Kan-
tonsregierungen ist es auf diese Weise
gelungen, ein Schwerpunktgeschäft der so-
eben zu Ende gegangenen Legislatur 1999-
2003 doch noch abzuschliessen. Unsere
Gesellschaft hat das Privileg, dieses staats-
politisch äusserst wichtige Gesetzge-
bungsprojekt eng mitverfolgen zu können,
ist unser Sekretär Martin Graf doch für das
Sekretariat der zuständigen parlamentari-
schen Kommissionen verantwortlich. Die-
ser glückliche Umstand ermöglichte es dem
Vorstand, das Thema der Jahrestagung
2003 einem Problembereich  aus dem
Umfeld "Finanzausgleich" zu widmen, des-
sen staatsrechtliche Bedeutung bisher
kaum öffentlich diskutiert wurde, nämlich
der Frage, wie sich der neue Finanzaus-
gleich und die mit ihm schicksalhaft ver-
bundene Neugestaltung der Aufgabentei-
lung zwischen Bund und Kantonen auf die
kantonalen Parlamente auswirken wird.
Ständerat Hansheiri Inderkum, Standesver-
treter von Uri, orientierte am 20. Septem-
ber 2003 im Tellspielhaus zu Altdorf einlei-
tend als Präsident der vorberatenden stän-
derätlichen Kommission, Prof.  Dr. René
Rhinow aus Basel, ehemals Ständerat von
Basel-Landschaft und Präsident der Verfas-
sungskommission des Ständerates, behan-
delte das Thema anschliessend in einem
kritischen staatsrechtlichen Grundsatz-
referat und Staatsrat Urs Schwaller, Finanz-
direktor des Kantons Freiburg, schloss den

Reigen der Referenten mit einer in franzö-
sischer Sprache vorgetragenen Standortbe-
stimmung aus der Sicht der Kantone.
Ihnen allen sei an dieser Stelle nochmals
herzlich für ihre äusserst wertvolle Mitwir-
kung an unserem diesjährigen Kongress
gedankt. Wir freuen uns, ihre Beiträge in
diesem Heft veröffentlichen zu dürfen und
damit einem breiten Publikum zugänglich
zu machen. Im Übrigen: Werfen Sie doch
einmal einen Blick auf unsere Homepage
www.parlament.ch/sgp-ssp – es lohnt sich!
Die engagierte Diskussion in Altdorf zeigte,
dass die Referate bei den Teilnehmenden
auf fruchtbaren Boden gefallen waren. In
der Tat dürfte namentlich die neu in der
Bundesverfassung verankerte Verpflichtung
der Kantone zu einer verstärkten
Zusammenarbeit und insbesondere die
unter bestimmten Voraussetzungen mögli-
che Allgemeinverbindlicherklärung von
interkantonalen Verträgen über die in Arti-
kel 48a der revidierten Bundesverfassung
abschliessend aufgezählten Aufgabenbe-
reiche mit referendumspflichtigem Bundes-
beschluss in den kantonalen Parlamenten
noch einiges zu reden geben. Das Gleiche
gilt für die im FiLaG vorgesehene interkan-
tonale Rahmenvereinbarung.
Es ist unbestritten, dass mit dem neuen
Finanz- und Lastenausgleich auch eine 
eigentliche Föderalismus-Reform bezweckt
wird, wenn wichtige Staatsaufgaben neu
zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt
werden. Es geht dabei insbesondere darum,
Bund und Kantone in ihren jeweiligen Rol-
len zu stärken. Das Reformvorhaben wurde
indessen von Beginn weg sehr stark aus
finanzpolitischer Sicht konzipiert. Dass mit
der Forcierung des Abschlusses von recht-
setzenden interkantonalen Verträgen und
der damit verbundenen Stärkung der Exe-
kutiven eine Schwächung der kantonalen

Parlamente und sogar ein gewisses Demo-
kratiedefizit verbunden ist, wurde an unse-
rer Jahrestagung offensichtlich. Bei der
Handhabung der Allgemeinverbindlicher-
klärung von interkantonalen Verträgen
wird die Bundesversammlung deshalb
(sozusagen im "Geist  von Altdorf") grosse
Zurückhal-tung üben müssen. Es ist anzu-
nehmen, dass dieses verfassungsmässige
Zwangsmittel zur föderalen Kooperation
wohl eher "generalpräventiv" wirken d.h.
die Kantone veranlassen wird, Staatsaufga-
ben im Sinne der Zielsetzungen des NFA
möglichst gemeinsam anzupacken und zu
erfüllen, wo es im Interesse eines lei-
stungsfähigen und zukunftsgerichteten
"Bundesstaates Schweiz" Sinn macht. Und
dagegen ist gewiss nichts einzuwenden.

Prof. Dr. Ulrich Zimmerli
a.Ständerat
Präsident der SGP

Staatsrechtliche Grossbaustelle  Finanzausgleich:
Auswirkungen der Föderalismusreform auf die 
kantonalen Parlamente
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Lassen Sie mich beginnen mit der Feststel-
lung, dass die "Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen" (NFA) zum Ziele
hat, die Kantone in ihrer Befähigung zu
erhalten – und zu stärken, damit sie so
viele (staatliche) Aufgaben wie möglich

– entweder selber
– oder in Kooperation mit anderen 

Kantonen
– oder aber in Zusammenarbeit mit dem

Bund erfüllen können.

Daher ist die NFA ganz offensichtlich nicht
nur ein finanzpolitisches Vorhaben, son-
dern ein solches von grosser staatspoliti-
scher Bedeutung. Die zentrale Frage lautet
schlicht und einfach: Wollen wir den Föde-
ralismus als das zentrale Strukturelement
unseres Staates beibehalten oder nicht.
Die NFA besteht aus vier Pfeilern: Erstens
einer Aufgaben-Entflechtung und – mit
Blick auf die Zukunft – einer Verdeutli-
chung und Verstärkung der Regeln über die
Zuweisung von Kompetenzen und Aufga-
ben an den Bund und die Kantone, zwei-
tens einer Neuregelung der Zusammenar-
beit und ihrer Finanzierung zwischen dem
Bund und den Kantonen bei den sogenann-
ten Verbundaufgaben, drittens einer
wesentlichen Verstärkung der interkanto-
nalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich
und viertens dem eigentlichen Finanzaus-
gleich oder dem Finanzausgleich im enge-
ren Sinne mit dem Ressourcenausgleich,
dem Lastenausgleich (geografisch-topo-
grafischer und soziodemografischer) und –
etwas systemfremd – dem Härteausgleich.
Mit Blick auf das Tagungsthema ist in
erster Linie die interkantonale Zusammen-
arbeit mit Lastenausgleich von Bedeutung,
in etwas abgeschwächter Form auch die
neuen Zusammenarbeitsformen zwischen
dem Bund und den Kantonen. Schon bisher
hatten die Kantone das Recht, miteinander
Verträge abzuschliessen und dabei auch
gemeinsame Organisationen und Einrich-
tungen zu schaffen, dies allerdings unter
dem Vorbehalt, dass sie dem Recht und den
Interessen des Bundes sowie den Rechten
anderer Kantone nicht zuwiderlaufen.
Diese interkantonale Zusammenarbeit soll
nun durch die NFA wesentlich verstärkt
werden: In neun Bereichen, darunter so
wichtigen wie Universitäten, Fachhoch-
schulen, Spitzenmedizin und Spezialklini-
ken, Institutionen zur Eingliederung und
Betreuung von Invaliden, aber auch kriti-

schen wie beispielsweise Kultureinrichtun-
gen von überregionaler Bedeutung, können
die Kantone unter bestimmten Vorausset-
zungen zur interkantonalen Zusammenar-
beit verpflichtet werden. Diese Zusammen-
arbeit soll aber auch durch einen gerechten
finanziellen Ausgleich für kantonsübergrei-
fende Leistungen bei angemessener Mit-
sprache und Mitwirkung der zum Ausgleich
verpflichteten Kantone geprägt sein. Insti-
tutionell schreibt die NFA den Kantonen im
Finanzausgleichsgesetz (FAG) die Erarbei-
tung einer Interkantonalen Rahmenverein-
barung vor.
Instrumentarien für die Verpflichtung der
Kantone zur interkantonalen Zusammenar-
beit mit Lastenausgleich sind die Institute
der Allgemeinverbindlicherklärung und der
Beteiligungspflicht. Auf Antrag von minde-
stens 21 – von 26 Kantonen – kann die
erwähnte interkantonale Rahmenvereinba-
rung für allgemeinverbindlich erklärt wer-
den. Auf Antrag von mindestens 18 Kanto-
nen sodann können interkantonale Verträ-
ge in den erwähnten 9 Zusammenarbeits-
bereichen – und nur in diesen – auch für
die übrigen Kantone für allgemeinverbind-
lich erklärt werden. Und durch die Beteili-
gungspflicht können auf Antrag von min-
destens der Hälfte der an einem interkan-
tonalen Vertrag beteiligten Kantone ein
oder mehrere Kantone zur Beteiligung an
diesem Vertrag verpflichtet werden.
Da interkantonale Verträge von den Exeku-
tiven abgeschlossen werden, entsteht eine
Gewichtsverlagerung zulasten der kantona-
len Parlamente. Diese, und allenfalls das
Volk, haben nur noch die Möglichkeit, zu
einem abgeschlossenen Vertrag Ja oder
Nein zu sagen. Dieser Umstand kann mit
einer stetigen Zunahme der interkantona-
len Zusammenarbeit zu einem eigentlichen
Demokratiedefizit führen. Das Problem ist
denn auch sowohl in der Staatsrechtslehre,
als auch in der Praxis erkannt worden. Das
Parlament hat bei der Beratung der NFA
dieser Problematik etwa durch die folgen-
den Regelungen Rechnung zu tragen ver-
sucht. 

– Die Kantone können (durch interkanto-
nale Verträge) interkantonale Organe
zum Erlass rechtsetzender Bestimmun-
gen ermächtigen, wenn der betreffende
Vertrag nach dem gleichen Verfahren,
welches für die Gesetzgebung gilt,
genehmigt worden ist und die inhalt-
lichen Grundzüge der Bestimmungen
festlegt. Zudem beschränkt sich die
Kompetenz zum Erlass rechtsetzender
Bestimmungen auf solche, die der
Umsetzung des betreffenden Vertrages
dienen.

– Sodann wurde die Fassung des Bundes-
rates, wonach interkantonales Recht
entgegenstehendem kantonalen Recht
vorgehe, insofern abgeschwächt, als es
jetzt lediglich noch heisst: Die Kantone
beachten das interkantonale Recht.

– Das FAG schreibt vor, dass in der Inter-
kantonalen Rahmenvereinbarung die
"Mitwirkung der kantonalen Parlamente
bei der Zusammenarbeit mit Lastenaus-
gleich" festzulegen ist.

Auswirkungen der Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs (NFA) auf die Parlamente: Einführung
Hansheiri Inderkum, Ständerat des Kantons Uri, Präsident der Spezialkommission NFA



November/Novembre/Novembre – 6. Jahrgang, 6ème année, sesto anno – Parlament, Parlement, Parlamento 3/03 – 5

SCHWERPUNKT – LE THEME – IL TEMA

"Der Botschaft zum neuen Finanzaus-
gleich ist gelegentlich vorgeworfen wor-
den, sie habe wichtige staatsrechtliche
Aspekte… zu gering gewichtet. Das
trifft zu, ist aber der Preis, der für die
von der Politik geforderte rasche Pro-
jektabwicklung zu entrichten war" (NZZ
Nr. 267 vom 16./17.11.2002.)

I. Allgemeines

Es dürfte wohl kein Zufall sein, dass ich
vom Vorstand der SGP angefragt wurde, zu
diesem Thema zu sprechen. Ich habe mich,
wie es eine Zeitlang schien, als einer der
Wenigen aus staatspolitischen Gründen kri-
tisch zu dieser Vorlage geäussert, als sie
der Bundesversammlung im letzten Jahr
zugeleitet wurde. Meine Bedenken richten
sich freilich weder gegen den neuen
Finanzausgleich als solchen noch gegen
die Bemühungen, die Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen kritisch zu über-
prüfen, zu entflechten und vor allem die
Autonomie der Kantone zu stärken. 
Was mich zum Kritiker werden liess, ist in
erster Linie die schmalbrüstige staatspoli-
tische Ausstattung und Alimentierung
einer bundesrätlichen Vorlage, die immer-
hin für sich in Anspruch nimmt, es handle
sich um ein kohärentes Reformprojekt zur
Stärkung und Weiterentwicklung der föde-
ralen Strukturen der Schweiz, mit ihr wür-
den gleichzeitig die Stärken des schweize-
rischen Föderalismus verstärkt und dessen
Schwächen verringert, ja die NFA sei Teil
einer umfassenden Föderalismusreform, die
als "Modernisierung der föderalen Zusam-
menarbeitsformen bezeichnet werden"
könne (vgl. BBl 2002, 2293 ff., 2303 ff.).
In Tat und Wahrheit wird aber die staats-
politische Tragweite der Reform kaum aus-
geleuchtet. Man spürt ihr auf Schritt und
Tritt an, dass sie ursprünglich als eigentli-
che Revision des Finanzausgleichs gedacht
war, der man im Verlaufe der Vorarbeiten
die Neuordnung der Aufgabenzuordnung
und neue Instrumente der bundesstaat-
lichen Kooperation übergestülpt hat.
Bezeichnenderweise hat auch das Finanz-
departement die Federführung, nicht etwa
das EJPD, und auf Seiten der Kantone
haben vor allem die Finanzdirektoren das
Projekt mitgeprägt. Als aussenstehende
Experten hatten die Ökonomen das Sagen,
was ihnen zu gönnen ist, kaum aber Fach-
vertreter anderer Disziplinen, die sich mit

Föderalismus- und Demokratiefragen
beschäftigen. 
Freilich hat der Bund hier – und das ist an
sich sehr erfreulich – eng mit den Vertre-
tern der Kantone zusammengearbeitet. Nur
waren es vor allem kantonale Regierungs-
vertreter, deren Handschrift prägend war.
Mein "Nur" ist keine Kritik an Personen,
sondern soll beleuchten, dass die Anliegen
der Parlamente, ja der Demokratie allge-
mein kaum eingeflossen sind. Mein Ein-
druck ist zudem der, dass das ganze Projekt
von einer gewissen Anti–Bund–Stossrich-
tung begleitet war. Man suchte Lösungen
der Zusammenarbeit, die vor allem die
Übertragung von Befugnissen auf den
Bund verhindern oder erschweren sollten,
ohne aber auszuloten, welcher staatspoli-
tische Preis dafür zu bezahlen ist. Und der
Bundesrat machte gute Mine zum nicht
unproblematischen Spiel, um das ganze
Reformprojekt nicht zu gefährden.
Vor allem aber ist die Frage nicht gestellt
worden – leider auch nicht im Parlament,
soweit ich dies zu beurteilen vermag –, ob
denn die Richtung dieser Föderalismusre-
form überhaupt zu stimmen vermag. Ich
meine die doppelte Tendenz, 
– einerseits – namentlich mit auf allge-

meinverbindlich erklärte interkantonale
Verträge abgestützten interkantonalen
Institutionen mit Rechtsetzungsbefug-
nissen – eine gesamtschweizerische
Ebene zwischen Bund und Kantonen ein-
zuführen resp. auszubauen, die weder
Fisch noch Vogel ist, und damit den
dreistufigen Bundesstaat zu einem
(wenigstens partiell) vierstufigen zu
erweitern, und, wenn wir die regionale
Ebene hinzuzählen, einen fünfstufigen
(Gemeinde, Kanton, Region, interkanto-
nale gesamtschweizerische Institutio-
nen, Bund). Eine Richtung, die insbe-
sondere die eigentliche Autonomie der
einzelnen Kantone verringert und gera-
de nicht stärkt, obwohl sie von dieser
Zielsetzung getragen ist. 

– Und anderseits eine Forcierung von exe-
kutivstaatlichen Entscheidungsstruktu-
ren, die zwangsläufig zulasten des Par-
lamentarismus und der Volksrechte
gehen muss. Darauf werde ich zurük-
kkommen. Es ist sehr bedauerlich, dass
diese Grundfragen nicht ins Zentrum der
Diskussion gestellt wurden, sondern
quasi im Seitenwagen mitgeführt, ja in
ihrer Tragweite heruntergespielt wur-
den. 

II. Die vier Pfeiler der NFA

Die Neugestaltung des Finanzausgleichs
und der Aufgaben zwischen Bund und Kan-
tonen befindet sich gegenwärtig (Septem-
ber 2003) in der parlamentarischen Bera-
tung; sie beruht im Wesentlichen auf 4
Pfeilern:
– Die angestrebte Aufgaben- und Finanzie-

rungsentflechtung ist von der richtigen
Idee geprägt, dass nach dem Subsidiari-
tätsprinzip die Kantone in ihren Gestal-
tungsspielräumen gestärkt werden sol-
len, und dass der Bund in jenen Berei-
chen materiell und finanziell Einfluss
nehmen soll, die, wie es die Bundesver-
fassung verlangt, "einer einheitlichen
Regelung bedürfen" (Art. 42 Abs. 2 BV,
künftig wohl Art. 43a Abs. 1 E BV). Nach
dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz
sollen Nutzniesser sowie Kosten- und
Entscheidungsträger identisch sein.

– Neue, vor allem vertragliche Zusammen-
arbeits- und Finanzierungsformen zwi-
schen Bund und Kantonen sollen es
ermöglichen, die gleichwohl unabding-
bare Kooperation auf Mehrjahrespro-
gramme und Global- und Pauschalsub-
ventionen auszurichten, wobei dem
Bund die strategische und den Kantonen
die operative Verantwortung auf der
Basis einer Outputsteuerung zukommt.

– Aus dem zunehmenden Erfordernis eines
horizontalen Zusammenwirkens zwischen
den Kantonen wird eine substantiell aus-
gebaute interkantonale Zusammenarbeit
mit einem Lastenausgleich vorgeschla-
gen, der den Kantonen mit Zentrums-
funktionen Abgeltungen gewährleisten
soll. Interkantonale Organe sollen recht-
setzende Normen erlassen können, und
der Bund soll ermächtigt werden, nicht
kooperationswillige Kantone zur
Zusammenarbeit zu verpflichten. Es ist
dieser Punkt, der m.E. besonders proble-
matisch ist.

– Schliesslich soll der Finanzausgleich ein-
erseits als Ressourcenausgleich einen
Ausgleich zwischen ressourcenstarken
und ressourcenschwachen Kantonen ver-
stärken und als Lastenausgleich die über-
mässigen und unbeeinflussbaren Lasten
der Kantone aufgrund ihrer geografisch-
topografischen Gegebenheiten oder ihrer
spezifischen Bevölkerungs-struktur
gezielt ausgeglichen werden.

Auswirkungen der Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen (NFA) auf die Parlamente: Hauptreferat
Prof. René Rhinow, Universität Basel 
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Ich werde mich im Folgenden an die von
Herrn Graf aufgeführten Themenbereiche
halten und andere Kritikpunkte nicht
berühren, wie etwa die geschwätzige Auf-
ladung und Einneblung der neuen Bundes-
verfassung mit nicht justiziablen, nicht
handhabbaren und eher symbolischen als
normativen Bestimmungen der NFA (vgl.
auch Giovanni Biaggini, Föderalismus im
Wandel: das Beispiel des schweizerischen
Bundesstaats, in: Zeitschrift für öffentli-
ches Recht (ZÖR 57 [2002] S. 389), der die
Auffassung vertritt, die "schon fast ins
Inflationäre gehende Zunahme föderalisti-
scher Grundsatzbekenntnisse (…) und
substanzarmer ökonomischer Lehrsätze"
drohe die Verfassung in ihrer Funktion als
normative Grundordnung des Staats zu
entwerten, und der darin auch keine wün-
schenswerte Entwicklung sieht. Dabei
werde ich versuchen, die eingangs geäus-
serte Kritik näher zu substantiieren.

III. Zu den einzelnen Fragen

a. Interkantonale Zusammenarbeit im
Alleingang
Die Tendenz, vermehrt interkantonale Ver-
träge abzuschliessen, beurteile ich als
ambivalent. Es gibt gute, ja sehr gute
Gründe für Vertragslösungen! Die Problem-
lösung durch Vertrag weist einerseits den
unbestreitbaren Vorteil auf, dass die Par-
teien, hier die Kantone, den Vertragsinhalt
autonom bestimmen können. Zwei oder
mehrere Kantone können für sie stimmige
und massgeschneiderte Lösungen treffen
und so die Zusammenarbeit optimieren. 
Doch sind anderseits die staatspolitischen
Nachteile einer Vertragslösung offensicht-
lich: Verträge werden von den Regierungen
und Verwaltungen vorbereitet und ausge-
handelt, im Wesentlichen unter Ausschluss
der Öffentlichkeit. Parlamente und Volk
können Verträge annehmen oder ableh-
nen, aber nicht oder kaum Einfluss auf den
Vertragsinhalt nehmen. Auch dem Volk ist
es verwehrt, mit Initiativen auf den Inhalt
einzuwirken. Aus dem internationalen
Recht wissen und erfahren wir täglich von
neuem, dass mit jedem Abschluss eines
Staatsvertrages Kompetenzen an die
Regierungen übertragen werden. Mit ande-
ren Worten: Verträge bringen zwangsläufig
einen Demokratieabbau mit sich und füh-
ren zu einer (weiteren!) Stärkung der
Regierungen und die Verwaltungen, inter-
kantonal wie international. Denn es sind
faktisch die Regierungen, welche das
Recht inhaltlich "setzen", nicht mehr die
Parlamente. 
An der Jahrestagung der Schweizerischen
Gesellschaft für Parlamentsfragen in Lau-
sanne referierten Professor Silvano Möckli
und Dr. Adolph Ribordy über die Rolle der

Parlamente bei der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit. Ich bedaure es, dass
diese aufschlussreichen Referate und die
Diskussion wie auch der Aufsatz von Dr.
Ursula Abderhalden, unserer ersten Preis-
trägerin, über die Beteiligung kantonaler
Parlamente beim Abschluss interkanto-
naler Verträge, der in unserem Mitteilungs-
blatt 2/1999 erschienen ist, – soweit ich
sehe – in der gegenwärtigen Diskussion
überhaupt nicht beigezogen worden sind.
Alle wissenschaftlichen Befunde sind sich
einig: Die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit stärkt die Regierungen und
schwächt die Parlamente und das Volk.
Möckli formulierte sogar leicht pole-
misch: "die Rolle der Parlamente bei der
Zusammenarbeit ist im Allgemeinen jene
von Figuranten" (Parlament, Mitteilungs-
blatt der SGP Nr. 3/1999, 9).
Auch wenn die Parlamente vermehrt in die
Vertragsverhandlungen einzubeziehen
sind (ich werde darauf zurückkommen), ist
und bleibt das Parlamentsplenum von der
Inhaltsgebung vollständig ausgeschlos-
sen. Dies im Gegensatz zum Erlass von
Gesetzen, die ein öffentliches Verfahren zu
durchlaufen haben, das die Partizipation
einer interessierten Öffentlichkeit ermög-
licht und die Inhaltsgebung durch das Par-
lament gewährleistet. Es kommt hinzu,
dass die blosse Genehmigung eines Vertra-
ges im Regelfall einem Annahmedruck
unterworfen ist. Während die Gesetzge-
bungsarbeiten im Verwerfungsfall durch
Parlament oder Volk im Kanton autonom
wieder aufgenommen werden können,
hängt es bei Verträgen auch vom anderen
oder den anderen Vertragspartnern ab, ob
der ablehnende Kanton schlicht "out" ist
oder ob die Vertragsverhandlungen von
neuem beginnen können. Es kommt hinzu,
dass Verträge von den einzelnen Parteien
umso schwieriger zu beeinflussen sind, je
mehr Partner daran beteiligt sind. 
Aber auch auf Regierungsebene ergeben
sich Anpassungszwänge, einen von einem
kleinen Ausschuss oder oft von einer Ver-
waltungskommission ausgearbeiteten und
von einer Regierungs- resp. Direktoren-
konferenz oder der Konferenz der Kantons-
regierungen (KdK) "vorgenehmigten" Ver-
tragsentwurf im Grundsatz annehmen zu
müssen. Multilaterale Verträge führen also
zusätzlich zu einer faktischen Gewichts-
verlagerung von der Kollegialregierung zu
den DepartementsvorsteherInnen und zur
Verwaltung resp. zu (gesamtschweizeri-
schen!) Direktorenkonferenzen hin. Und
welcher Kanton kann es sich leisten, allein
aus einer solchen Lösung auszuscheren,
diese abzulehnen?
Auch die Änderung von Staatsverträgen
erweist sich umso schwieriger, je mehr Par-
teien am Vertrag beteiligt sind. Denn jede
Revision bedarf wiederum des einstimmi-

gen Konsenses aller Partnerkantone. Wohl
kann ein Kanton den Vertrag kündigen –
aber zu welchem Preis, wenn er dann allei-
ne dasteht? Zudem verhindern (vor allem
lange) Kündigungsfristen die jederzeitige
Abänderbarkeit der Rechtsordnung; sie
führen eine Art "Rechtsstillstand" ein.
Dies ist von der Vertragsidee gesehen
logisch, ist aber unter demokratiepoliti-
schen Gesichtspunkten höchst problema-
tisch, denn wir gehen bei Gesetzen davon
aus, dass diese grundsätzlich jederzeit
geändert werden können, gerade auch
durch parlamentarische Vorstösse oder
Volksinitiativen. 
Besonders gravierend erscheint dass nach
einer Allgemeinverbindlicherklärung (AVE)
durch die Bundesversammlung der
Bundesrat die AVE nur aufheben kann,
wenn 6 resp. 9 Kantone es verlangen, was
aber frühestens nach 5 Jahren möglich
erscheint (Art. 13 Abs. 6 NFA). Dies bedeu-
tet, dass während 5 Jahren überhaupt nie-
mand, weder der Bund noch die Kantone,
weder Volk, Parlament oder Regierung ein-
mal gesetztes Recht abändern können, ge-
schehe was da wolle, was mir rechtsstaat-
lich ungeheuerlich erscheint. Und nach
Ablauf dieser 5 Jahre ist es wiederum ein
Exekutivorgan, das über das Fortbestehen
der AVE entscheidet, auf das vom Parla-
ment kaum und vom Volk gar nicht Einfluss
genommen werden kann. 
Nochmals: Ich verkenne die Notwendigkeit
der interkantonalen (wie der internationa-
len Zusammenarbeit) keineswegs. Ich
meine aber, Vorteile und Nachteile einer
Vertragslösung seien sorgfältig gegenein-
ander abzuwägen. Insbesondere ist der
Gewinn der partnerschaftlichen Aufgaben-
bewältigung in eine Beziehung zu setzen
zur erwähnten Einbusse an Demokratie.
Ich sehe daher in bilateralen und bedingt
auch in regionalen Abkommen durchaus
einen sinnvollen Ansatz und einen in ein-
zelnen Landesteilen, wie der Nordwest-
schweiz und der Nordostschweiz, auch mit
Erfolg beschrittenen Weg. Hingegen
erachte ich gesamtschweizerische Konkor-
date, also Verträge zwischen 26 Kantonen,
als in einem so hohen Masse demokratie-
feindlich und letztlich historisch rück-
wärts gewandt, dass ich schon aus diesem
Grund einem solchen Ausbau des Födera-
lismus nichts abgewinnen kann. Es ist ja
auch bezeichnend, dass das Instrument
der Allgemeinverbindlicherklärung kanto-
naler Verträge, auf das ich sogleich zu
sprechen komme, als unabdingbar erachtet
wird, weil Bundesrat und Bundesversamm-
lung gar nicht daran zu glauben scheinen,
dass sich alle 26 Kantone in schwierigen
Fragen je einigen werden.
Wenn demnach vermehrt interkantonale
Verträge an die Stelle von Bundesregelun-
gen treten sollten, so würde die Demokra-
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tie klar geschwächt. Denn die Entschei-
dungsprozesse im Bund gewährleisten die
öffentliche und weitgehend transparente
Entscheidung des vom Volk gewählten Par-
lamentes, die Mitwirkung des Volkes mit
Volksinitiativen und Gesetzesreferenden,
ein oft Gesetzesinhalte vorprägendes Ver-
nehmlassungsverfahren, das Einflüsse vie-
ler gesellschaftlicher und wirtschaftlicher
Kreise und Schichten ermöglicht, und die
jederzeitige Abänderbarkeit einmal getrof-
fener Lösungen.
Auch entsteht bei interkantonalen Verträ-
gen auch keine grössere Bürgernähe. Eine
"Nähe" entsteht nur zu den kantonalen
Regierungen, denn das Volk ist wegen der
Vertraulichkeit von Vertragsverhandlungen
kaum informiert und kann praktisch keinen
Einfluss mehr ausüben. 
Möckli diagnostizierte zudem damals zu
Recht, nicht nur bei Vertragsverhandlun-
gen, sondern auch nachher, wenn die Ver-
träge mit Leben erfüllt werden, bleiben die
Parlamente Figuranten, denn die Regierun-
gen bestimmen, wie die Verträge umge-
setzt werden, sie wählen ihre Vertreter in
interkantonale Organe etc. Und darüber
hinaus werden sie auch in ihren Informa-
tionsressourcen, in ihrer politischen Agen-
dakontrolle und ihrer institutionellen Stel-
lung gegenüber dem Parlament gestärkt.
Schliesslich ranken sich um das Bild inter-
kantonaler Abkommen auch falsche, unpo-
litische Vorstellungen. Vertragsverhand-
lungen werden typischerweise dadurch
gekennzeichnet, dass die Parteien ihre
eigenen, unterschiedlichen Interessen in
die Waagschale werfen, um einen Konsens
mit Bindungswirkung zu erzielen. Bei den
Abkommen zwischen Kantonen geht es
aber oft nicht um spezifische Interessen
einzelner Kantone als solcher, sondern
(zumindest in einem starken Ausmass
auch) um sach- und parteipolitische Anlie-
gen. Der Vertragsinhalt ist also (auch) par-
teipolitisch geprägt, ohne dass jedoch die
dafür bestimmten demokratischen Proze-
duren zum Tragen kommen. Etwas zuge-
spitzt formuliert: Die Partei(en), die in den
betroffenen Regierungen am stärksten ver-
treten sind, über auch den grössten Ein-
fluss auf den Vertragsinhalt aus. 
Nochmals anders formuliert: Ein interkan-
tonales Abkommen im Bildungsbereich
spiegelt nicht nur, ja oft wohl nicht in
erster Linie den Ausgleich zwischen einer
Basler und einer Zürcher Bildungspolitik
wider, sondern die (auch) auf Regierungs-
ebene partei- und sachpolitisch ermittelte
Bildungspolitik. Das Beispiel des soeben
ergriffenen Kantonsreferendums gegen
eine Steuervorlage des Bundes lässt grüs-
sen: Die Kantonsregierungen waren in die-
ser Frage gerade deshalb gespalten, weil
ein Teil der Regierungsmitglieder parteipo-
litischen Gesichtspunkten, ein anderer Teil

den Interessen der Kantonsfinanzen den
Vorrang einräumten. Bei vielen interkanto-
nalen Geschäften dürfte es nicht anders
sein.

b. Beteiligungspflicht an interkantona-
len Verträgen und interkantonales Recht
Die einschneidendste Neuerung der Vorlage
besteht zweifellos darin, dass der Bund er-
mächtigt werden soll, interkantonale Ver-
träge auf Antrag einer bestimmten Anzahl
von Kantonsregierungen allgemeinverbind-
lich – also für alle Kantone bindend – erklä-
ren und einzelne Kantone zur Beteiligung
an interkantonalen Verträgen verpflichten
zu können. Der  Bund kann in gesetzlich
bestimmten, nach der Fassung der Bundes-
versammlung in verfassungsrechtlich deter-
minierten Aufgabenbereichen von diesen
Instrumenten Gebrauch machen, um den
Lastenausgleich auf zwischenkantonaler
Ebene auch gegen den Willen "renitenter"
Kantone sicherzustellen. Die Kantone kön-
nen zudem neu interkantonale Organe
durch interkantonale Verträge ermächti-
gen, rechtsetzende Bestimmungen zu
erlassen und Justizorgane einzusetzen.
Diese neuen Instrumente werfen grundle-
gende Fragen auf.
Die AVE stellt ein korporatistisches Ele-
ment der Rechtsordnung dar, das in der
Schweiz zuerst im Arbeitsrecht und später
im Mietrecht Eingang in die Rechtsordnung
gefunden hat. Es basiert auf der Idee des
Vorrangs von Kollektivverhandlungen und
Kollektivverträgen zwischen den Sozialpart-
nern zulasten sowohl der individuellen Ver-
tragsautonomie als auch der rechtsstaat-
lich-demokratischen Gesetzgebung (und
damit der Volksrechte). Übertragen auf den
Bundesstaat bedeutet dies, dass der von
den gliedstaatlichen Regierungen ausge-
handelte Wille einer Mehrheit der Kantone
den nichtwilligen Kantonen "von oben"
aufgezwungen werden könnte, dies unter
der unabdingbaren Mithilfe des Bundes –
nach Vorstellung des Bundesrates wäre er
Genehmigungsinstanz, nach der Vorlage in
der aktuellen parlamentarischen Fassung
ist es die Bundesversammlung selbst mit
einem Bundesbeschluss, der ja bekanntlich
dem Referendum untersteht. 
Man mag die demokratische Legitimierung
der AVE resp. der Beteiligungspflicht durch
die Einschaltung der Bundesversammlung
begrüssen. Allerdings wird sich das Parla-
ment mit der – ungewohnten – Rolle eines
blossen Genehmigungsorgans ohne Mög-
lichkeit der Inhaltsgebung bei schweizweit
geltenden Regelungen schwer tun. Auch
kann ich mir nicht recht vorstellen, wie die
Auseinandersetzung innerhalb der beiden
Kammern, insbesondere im Ständerat, zwi-
schen den Mitgliedern der "Mehrheitskan-
tone" und der in die Pflicht zu nehmenden
Minderheitskantone geführt wird. Und von

wem soll das Referendum ergriffen werden,
wenn die AVE ausgesprochen wird?
Das Parlament soll diese Kompetenz in acht
Sachbereichen besitzen (Art. 48a E BV:
Straf- und Massnahmenvollzug, kantonale
Universitäten, Fachhochschulen, Kultur-
einrichtungen von überregionaler Bedeu-
tung, Abfallbewirtschaftung, Abwasserrei-
nigung, öffentlicher Agglomerationsver-
kehr sowie Spitzenmedizin und Spezialkli-
niken). Passt dieser schwerwiegende Ein-
griff in die kantonale Autonomie zum tra-
dierten schweizerischen Föderalismusver-
ständnis?
Der Bundesrat preist in seiner Botschaft
zur Reform (zu Recht) die Wahrung der kan-
tonalen Autonomie, den Wettbewerb zwi-
schen den Kantonen, den Schutz der sprach-
lichen und kulturellen Minderheiten sowie
die Bedeutung einer substantiellen direkten
Demokratie auf kantonaler Ebene als grosse
Vorzüge des Föderalismus – Vorteile, die der
AVE und der Beteiligungspflicht aber dia-
metral widersprechen. Es kommt hinzu,
dass die Bundesverfassung den Entscheid
darüber, auf Antrag wie vieler Kantone die
AVE resp. die Beteiligungspflicht angeord-
net werden kann, an den Gesetzgeber dele-
giert, der hierüber (ohne Ständemehr) ent-
scheidet. 
Nach dem Entwurf zum neuen Finanzaus-
gleichsgesetz (FAG) in der aktuellen Fas-
sung der Bundesversammlung soll diese die
AVE auf Antrag von mindestens 21 Kanto-
nen (bei der interkantonalen Rahmenver-
einbarung) und 18 Kantonen (bei allen
übrigen Verträgen), bei der Beteiligungs-
pflicht auf Antrag von mindestens der Hälf-
te der an einem Vertrag beteiligten Kanto-
ne anordnen können. Demnach könnte der
Bundesrat mit der AVE 8 Kantone, zum Bei-
spiel eine ganze Region oder Sprachge-
meinschaft, mit der Beteiligungspflicht
sogar noch mehr Kantone gegen deren
Willen zum Vertragsabschluss zwingen. 
Wird mit diesen Instrumenten wirklich die
Autonomie der Kantone gestärkt? Jeden-
falls sicher nicht die Autonomie der zum
Vertragsbeitritt gezwungenen Gliedstaa-
ten. Aber letztlich verlieren nach Abschluss
des Abkommens alle Kantone an Autonomie,
weil sie nicht mehr über eine eigene
Gestaltungsfreiheit verfügen, ausgenom-
men über das Recht zur Vertragskündi-
gung. Was heisst denn Stärkung der kanto-
nalen Autonomie? Doch wohl Stärkung der
Autonomie jedes einzelnen Kantons, und
nicht diejenige der Kantone zusammen mit
Hilfe eines Zwangsdiktats des Bundes! 
Es ist auch gesagt worden, die AVE sei
einer zentralistischen Bundeslösung vorzu-
ziehen. Aber ist denn ein mit Hilfe des
Bundes verfügtes Zwangsdiktat einer Mehr-
heit der Kantone mit gesamtschweizeri-
scher Wirkung nicht auch "zentralistisch"?
Bereits die Vorstellung, eine interkantona-
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le Lösung sei immer noch eine kantonale
Lösung, stellt einen Trugschluss dar. Erst
recht gilt dies, wenn interkantonales Recht
allgemeinverbindlich erklärt worden ist.
Stellt nicht die neu vorgeschlagene
Bestimmung (Art. 48 Abs. 6 E BV), wonach
die Kantone interkantonales Recht zu
beachten haben, den schlagenden Beweis
dafür dar?
Vor allem aber stellt sich die föderalistische
Grundfrage, ob denn die Einführung neuer
Rechtsetzungsstufen zwischen Bund und
Kantonen eine sinnvolle Weiterentwicklun
unseres grundsätzlich dreistufigen Bundes-
staates zu bilden vermag. Probleme stellen
sich schon bei gesamtschweizerischen Ver-
einbarungen an sich, sind doch die Erfah-
rungen mit gesamtschweizerischen Kon-
kordaten nicht durchwegs positiv, wenn ich
an das frühere Heilmittelkonkordat denke.
Ausgestattet mit Rechtsetzungsbefugnis-
sen stünden sich zudem zwei gesamt-
schweizerische Ebenen gegenüber: der
(eigentliche) Bund und eine Art "partielle
Bundesebene ohne Bund". 
Diese, wenn auch nicht feste und flächen-
deckende, sondern aufgefächerte Zwi-
schenebene soll offenbar vor allem deshalb
geschaffen werden, damit eine weitere Ver-
lagerung von Aufgaben auf den Bund verhin-
dert werden kann. Aber erweist sich dieser
Blickwinkel nicht als zu eng? Ist der Preis
nicht zu hoch – der föderalistische, aber
auch der rechtsstaatliche und der demokra-
tische Preis? Welchen Vorzug weist denn
eine Bundesebene ohne Bund auf, wenn
man einmal von den Einflusschancen der
beteiligten Regierungen resp. der betref-
fenden Departementsvorsteher absieht?
Wie wird das Rechtsetzungsverfahren auf
interkantonaler Ebene ausgestaltet sein?
Wird dieser Weg nicht dazu führen, dass
zuerst die Vereinbarungen im Bereich der
interkantonalen Zusammenarbeit weitge-
hend von den Regierungen geprägt sein
werden und dass dann die Delegation der
ausführenden Rechtsetzung wiederum
durch einen interkantonalen Regierungs-
ausschuss erfolgen muss? Und wer kontrol-
liert eine neu zu schaffende interkanto-
nale Verwaltung, welche die Rechtsetzung
interkantonaler Organe auszuführen oder
zu überwachen hat?
Letztlich wird kein Weg an der Grundfrage
vorbeiführen, ob die Kantone ein substan-
tielles Problem autonom oder regional
lösen können und wollen. Gelingt dies
nicht, muss es der Bund (mindestens teil-
weise, etwa mit Rahmengesetzen) an die
Hand nehmen – unter Umständen unter
aktiver und fundierter Mitwirkung der Kan-
tone, wenn die Frage eine gesamt-schwei-
zerische Tragweite besitzt. Das Konzept
einer "bundesverhindernden" Quasi-
Bundesebene unter gütiger Mittäterschaft
des Bundes und in der faktischen Hand kan-

tonaler Regierungsvertreter und Chefbeam-
ter entspricht keinesfalls der Idee der Sub-
sidiarität; sie bricht vielmehr mit tradier-
ten schweizerischen Demokratie- und
Föderalismusvorstellungen. 
Wohl wird von Befürwortern der AVE und
der rechtsetzenden, ja der richterlichen
Funktion interkantonaler Einrichtungen
beschwichtigend bestritten, dass eine vier-
te Ebene geschaffen werden soll. Aber
sobald Organe zwischen Bund und Kanto-
nen für den Geltungsbereich der ganzen
Schweiz Rechtsnormen erlassen und
Gerichtsurteile aussprechen können, wird
eine staatsrechtliche Ebene begründet,
auch wenn diese thematisch nur eine par-
tielle Zuständigkeit besitzt!
In der bundesrätlichen Botschaft zur Ver-
fassungsreform aus dem Jahr 1996 steht
der Satz: Wo eine gesamtschweizerische
Rechtsvereinheitlichung im Vordergrund
stehe, sollte auf vertragliche Regelungen
verzichtet und der ordentliche Weg der
Bundesgesetzgebung beschritten werden
(BBl 1996, 214; vgl. auch Hänni, in: Ver-
fassungsrecht der Schweiz, Verträ-ge zwi-
schen Bund und Kantonen, 443 ff., Rz. 42;
Nussbaum, in: LeGes 2002, 9 ff., 19). Hat
der Bundesrat so schnell vergessen, was er
in staatspolitischer Weitsicht wenige Jahre
zuvor geäussert hat?
Es ist überdies zu vermuten, dass die AVE
und wohl auch die Beteiligungspflicht die
Tendenz zu gemeinsamen Verhandlungslösun-
gen zwischen dem Bundesrat (resp. der
Bundesverwaltung) und den Kantonsregie-
rungen (resp. der KdK oder Direktorenkonfe-
renzen) fördern würden – eine problemati-
sche Entwicklung, die in Deutschland nach
politikwissenschaftlichen Erkenntnissen zur
Unitarisierung, ja zum "verkappten Einheits-
staat" (Gudrun Abromeit) beigetragen hat.
Dieter Freiburghaus äussert sich in einem
Aufsatz, der vor einem Jahr unter dem Titel
"Wozu dient die Konferenz der Kantonsre-
gierungen?" in den Schweizer Monatsheften
(2002, Heft 7/8) erschienen ist, kritisch
zum deutschen Bundesstaatsmodell mit sei-
nen Paketlösungen zwischen Bundesregie-
rung und Länderregierungen. Und er sieht
im schweizerischen Modell mit der relativ
klaren Trennung der beiden Ebenen von
Bund und Kantonen einen grossen Vorzug:
"Geht es aber um Selbständigkeit und Ver-
schiedenartigkeit, um Bürgernähe und Bür-
gereinfluss sowie um Effizienz durch Kon-
kurrenz und Kontrolle der Macht durch ihre
Aufteilung, dann ist die schweizerische
[…] Variante zweifellos vorzuziehen." Ich
schliesse mich Freiburghaus an, wenn er als
Fazit festhält: "…sind in bestimmten Fra-
gen Einheitlichkeit und übereinstimmende
Meinungen erwünscht, dann ist der Bund
und nicht ein Regierungskartell dazu da, sie
zu schaffen".

c. Mitwirkung der kantonalen Parlamente
Dass Art. 11 des Entwurfes der Interkanto-
nalen Rahmenvereinbarung (IVR) die Kan-
tone verpflichtet, die Mitwirkung der Parla-
mente an den interkantonalen Verträgen
festzulegen, kann man als erfreulich
bezeichnen, stellt aber auch einerseits
einen vertraglichen (!) Eingriff in die kan-
tonale Organisationsautonomie dar, der
anderseits wenig Substantielles aussagt,
weil das "Wie" der Mitwirkung völlig offen
bleibt. Art. 7 der IRV geht mit seiner den
Regierungen obliegenden Informations-
pflicht diesbezüglich weiter – und in die
richtige Richtung.
Es wäre interessant zu ermitteln, in wel-
chen Kantonen diese Rahmenvereinbarung
einer parlamentarischen Diskussion zuge-
führt wurde. Die IRV ist ein Werk der Kan-
tonsregierungen; wurde der bundesrät-
lichen Botschaft als Anhang beigefügt und
(auch in der parlamentarischen Beratung)
wie eine bereits beschlossene Vereinba-
rung behandelt. Dabei konnte sie noch von
keinem Parlament genehmigt werden, da
deren Rechtsgrundlagen noch nicht
beschlossen worden sind. Aber wie gross
wird dannzumal die reale "Freiheit" der
Kantonsparlamente sein, diese IVR abzu-
lehnen, zumal das Damoklesschwert der
AVE jede Lust der Ablehnung im Keim
ersticken dürfte?
Es kann an dieser Stelle nicht näher auf die
einzelnen Mitwirkungsmöglichkeiten ein-
getreten werden. Diese sind in den erwähn-
ten Arbeiten schön ausgebreitet worden,
und ich kann Ihnen nur ans Herz legen, die
alten Nummern des Mitteilungsblattes wie-
der zur Hand zu nehmen und fortschrittli-
che Lösungen, wie etwa diejenige des Par-
lamentsgesetzes des Bundes, zu konsultie-
ren. Die in der Frage 4 gestellte, wohl
hypothetisch gemeinte Frage, ob reine
Informationsrechte genügen, beantworte
ich selbstverständlich mit einem klaren
Nein. M.E. ist unbedingt anzustreben, dass
die Parlamente, vor allem (aber nicht nur)
über ihre Kommissionen, ihren Einfluss auf
die Aushandlung von Verträgen verstärken.
Doch sind das jeweils nur Milderungsmass-
nahmen, die keine Heilung versprechen.
Man kann eben den interkantonalen Pelz
nicht waschen, ohne ihn gehörig nass zu
machen!

d. Programmvereinbarungen zwischen
Bund und Kantonen
Die durch die neuen Instrumente erhöhte
Komplexität des institutionellen Födera-
lismus wird zusätzlich noch dadurch ver-
stärkt, dass zwischen Bund und Kantonen
Programmvereinbarungen abgeschlossen
werden sollen. Auf diese Neuerung kann
ich hier nicht näher eingehen. Unverständ-
lich finde ich aber, dass die ins Auge sprin-
genden Zielkonflikte nicht ausgetragen
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worden sind. Kann man einerseits eine Ent-
flechtung der Aufgaben von Bund und Kan-
tonen anstreben und den Kantonen wieder
mehr Autonomie verschaffen wollen – und
dann anderseits Instrumente forcieren, die
weder entflechten noch klären, sondern die
Komplexität, Unübersichtlichkeit und Ver-
antwortungsvermischung erheblich erhö-
hen? Auch diese Grundfrage wurde. so weit
ich sehe, kaum thematisiert.
Auch hier ist zu beklagen, dass der rechts-
staatlich-staatsrechtlichen Aufarbeitung
zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt
wurde. Mit Giovanni Biaggini ist festzuhal-
ten, dass hier ein betriebswirtschaftlich
inspiriertes, für verwaltungsinterne Vor-
gänge entwickeltes Konzept auf das weit
komplexere und anders gelagerte bundes-
staatliche Verhältnis übertragen wird und
dass somit schwierige, zT. neuartige Fragen
aufgeworfen werden (Biaggini, S. 359 ff.,
387).
Die unter Ziffer 5 gestellte Frage, ob die
Programmvereinbarungen gemäss Art. 46
Abs. 2 BV rechtsetzender Natur sein können
oder bloss vollziehenden Charakter aufwei-
sen, kann ich nicht abschliessend beant-
worten. Nach der Botschaft sollen Pro-
grammvereinbarungen bei sog. Verbund-
aufgaben zur Anwendung gelangen; sie
sollen "zwischen der bundesrechtlichen
Regelung der Grundsätze und Ziele für
einen bestimmten Aufgabenbereich und
der Umsetzung bzw. dem Vollzug durch die
Kantone angesiedelt" sein (BBl 2002,
2345). Rechtlich soll es sich um ein Sub-
ventionsverhältnis handeln, was einen
rechtsetzenden Inhalt wenig wahrschein-
lich macht, aber auch nicht a priori aus-
schliesst. In der Botschaft wird ferner aus-
geführt, die Programmvereinbarung könne
vertraglicher, verfügungsmässiger oder ge-
mischter Natur sein, was gegen die Annah-
me rechtsetzender Vereinbarungen spricht.
Ein verschämter Passus in der Botschaft
scheint die Frage klar zu beantworten:
Wenn in die kantonale Autonomie einge-
griffen werden soll, müssten entsprechen-
de Verpflichtungen auf Gesetzesstufe "ver-
ankert werden, und nicht erst auf der Stufe
der Programmvereinbarung" (BBl 2002,
2348). Und in einem Bericht des Bundesra-
tes über rechtsetzende Verträge zwischen
Bund und Kantonen vom 27.3.2002 heisst
es klipp und klar, Verträge zwischen Bund
und Kantonen mit rechtsetzenden Bestim-
mungen würden "nicht als geeignetes
Instrument zur Stärkung des kooperativen
Föderalismus betrachtet" (S. 2). 

IV. Schlussbemerkungen

Ich habe meine Kritik bewusst pointiert
formuliert. Ich erachte es als ausserordent-
lich bedauerlich, ja verhängnisvoll, wenn
auch für die gegenwärtige Zeit wohl symp-
tomatisch, dass eine Föderalismusreform
von dieser Tragweite staatspolitisch so
wenig reflektiert und unausgewogen
daherkommt. Dass dem Demokratieprinzip
ein so geringes Gewicht beigemessen
wurde, und dies ausgerechnet in einem
Land, das sich an offiziellen Anlässen stets
brüstet, das einzige Land mit einer eigent-
lichen Demokratie zu sein. Und dass mit
der Erhöhung der Komplexität und vertrag-
lichen Einbindung der Kantone letztlich
das eigentliche Ziel der Föderalismusre-
form, nämlich dessen Lebendigkeit (vgl.
BBl 2002, 2463), in sein Gegenteil ver-
kehrt wird, weil mit dieser "Vermaschung"
Kreativität, schöpferischer Wettbewerb
zwischen den Kantonen und damit die
Lernfähigkeit des bundesstaatlichen
Systems insgesamt nicht gefördert, son-
dern empfindlich eingeschränkt werden. 
Offensichtlich waren und sind auch für die
Bundesversammlung der aufgesetzte zeitli-
che Druck und die Angst, mit einer sog.
"Aufschnürung" des ganzen Paketes
schwinde die Chance der Verwirklichung
der NFA, sehr gross, ja zu gross, um die hier
aufgeworfenen Fragen auszuloten. Und die
kantonalen Parlamente scheinen bislang
kaum realisiert zu haben, was mit ihnen
geschieht. Und wenn einzelne erwachen,
dürfte es wohl schon zu spät zu sein, um
Gegensteuer zu geben. Vor allem wird
ihnen, jedenfalls den meisten, bewusst
werden, dass sie von ihren Regierungen
über diese Problematik gar nie ins Bild
gesetzt wurden. Womit wir wieder mitten
in der zentralen Problematik der parlamen-
tarischen Mitwirkung angelangt wären.
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Bien que la nouvelle péréquation financiè-
re et le désenchevêtrement des tâches
fédérales et cantonales soient, dans leur
ensemble, jugées positives, leur aménage-
ment juridique soulève certaines critiques.
Il est clair que le dispositif législatif a été
élaboré sous la houlette d'experts finan-
ciers et d'économistes, et que les considé-
rations institutionnelles sont ainsi passées
au second plan. 

1. Concernant la collaboration
intercantonale d'un point de vue
général

Le renforcement de la collaboration inter-
cantonale qui doit intervenir au moyen de
conventions multilatérales n'est pas sans
poser certains problèmes: il est ainsi prévu
que des organes intercantonaux pourront
édicter des normes de droit et que la
Confédération sera habilitée à contraindre
à la collaboration les cantons qui s'y oppo-
seront.
Rappelons d'abord qu'un traité, ou une
convention, entre États sont préparés et
négociés par les gouvernements et les
administrations, l'opinion ayant à peine
son mot à dire. Les parlements et le peuple
peuvent certes les approuver ou les rejeter,
mais ils ne peuvent guère, et le plus sou-
vent pas du tout, influer sur leur contenu.
Ces textes sont donc immanquablement
synonymes d'un affaiblissement de la
démocratie, avec pour corollaire le renfor-
cement des organes exécutifs et des admi-
nistrations. De facto, en effet, ce sont les
gouvernements, et non plus les parle-
ments, qui définissent le contenu de ces
textes. À quoi s'ajoute que ce ne sont
même pas les gouvernements dans leur
ensemble qui les mettent au point, mais
les différents chefs de département et les
hauts fonctionnaires qui dépendent d'eux. 
Rappelons ensuite que plus les parties à un
traité ou à une convention sont nom-
breuses, plus il est difficile de modifier l'ac-
cord concerné: toute révision requiert en
effet l'assentiment unanime des parties. De
surcroît, la dénonciation d'un tel accord
est soumise à des délais très longs, qui
empêchent de revenir quand on le souhai-
te sur les obligations qu'il induit. Une telle
contrainte est certes compréhensible si
l'on se place dans une logique contractuel-
le, mais, considérée sous l'angle démocra-

tique, elle est nettement plus probléma-
tique, la démocratie supposant que le
peuple ou le Parlement aient en permanen-
ce toute liberté pour modifier l'ordre juri-
dique existant, au moyen notamment de
l'initiative parlementaire ou de l'initiative
populaire.
S'agissant maintenant de la collaboration
intercantonale, elle peut évidemment se
révéler judicieuse, surtout si elle est mise
en oeuvre au moyen d'accords bilatéraux
et, sous certaines conditions, d'accords
régionaux. Il convient toutefois de bien
peser les avantages et les inconvénients
d'une solution contractuelle, et notamment
de mettre en balance le bénéfice d'un par-
tenariat avec l'altération précitée que
celui-ci entraîne sur le plan de la partici-
pation démocratique. En ce qui concerne
les concordats intercantonaux applicables
à l'échelle de l'ensemble du territoire, donc
les conventions conclues entre les 26 can-
tons – conventions destinées en l'occur-
rence à se substituer à un texte fédéral – ,
le bilan est clairement négatif. Au sein de
la Confédération, en effet, les processus
décisionnels garantissent que la décision
sera prise de manière largement publique
et transparente par un parlement élu par le
peuple, d'autre part que le peuple y sera
associé au travers de l'initiative populaire
et du référendum législatif, et enfin que
sera lancée en amont une consultation qui
permet aux milieux associatifs et écono-
miques concernés de faire connaître leur
point de vue et d'influer sur le contenu du
texte. Et surtout, la procédure prévoit la
possibilité de revenir à tout moment sur la
solution retenue.
On note par ailleurs que la convention
intercantonale n'est pas de nature à favori-
ser l'adhésion affective ou intellectuelle du
citoyen : tout au plus cette adhésion est-
elle le fait des gouvernements cantonaux,
puisque le caractère confidentiel des négo-
ciations empêche toute véritable informa-
tion et donc toute intervention effective
du peuple sur le contenu du texte.

2./3. Concernant l'obligation
d'adhérer aux conventions inter-
cantonales

La principale innovation prévue par le dis-
positif réside évidemment dans la compé-
tence qu'il est prévu de donner à la Confé-

dération de conférer, dans des domaines
précis, force obligatoire générale (c'est-à-
dire obligatoire pour tous les cantons) à
une convention intercantonale, sur deman-
de d'un certain nombre de cantons, et
d'obliger les cantons qui s'y opposeraient à
adhérer à une convention intercantonale.
Par ailleurs, les cantons pourront désor-
mais autoriser, toujours au moyen de
conventions intercantonales, des organes
intercantonaux à édicter des dispositions
contenant des règles de droit et à instituer
des organes judiciaires.
Décrivant dans son message les avantages
du système fédéral, le Conseil fédéral cite
l'autonomie cantonale, la concurrence entre
cantons, la protection des minorités linguis-
tiques et culturelles et l'existence d'une véri-
table démocratie directe au niveau cantonal
– tous éléments en parfaite contradiction
avec la déclaration de force obligatoire
générale et l'obligation d'adhérer.
Quelle est l'autonomie d'un État contraint
d'adhérer à une convention? Et de toute
façon, l'adhésion à une convention ne peut
in fine qu'être synonyme de perte d'autono-
mie pour toutes les parties, puisque c'est
autant de marge de manoeuvre de perdue.
En fait, renforcer l'autonomie cantonale
devrait signifier renforcer l'autonomie de
chaque canton, et non renforcer unique-
ment l'autonomie des cantons considérés
collectivement, à coup de diktat fédéral!
Certains esprits ont fait valoir que la décla-
ration de force obligatoire générale était
préférable à une solution fédérale et donc
imposée d'en haut. Mais un diktat imposé
à tous par une majorité de cantons avec
l'aide de la Confédération n'est-elle pas elle
aussi imposée d'"en haut"?
Mais il se pose surtout la question fonda-
mentale, car touchant directement à l'archi-
tecture fédérale du pays, de savoir si la
mise en place de nouveaux échelons nor-
matifs situés entre la Confédération et les
cantons constitue une évolution judicieuse
de notre système à trois niveaux. Il s'agit
manifestement de créer un échelon inter-
médiaire afin d'empêcher un nouveau
transfert de tâches à la Confédération. Mais
quel avantage peut présenter un échelon
"fédéral" dans lequel n'intervient pas la
Confédération, si l'on fait abstraction du
bénéfice que peuvent en retirer en termes
d'influence accrue les gouvernements –
pour ne pas dire les chefs de département
– concernés?

Les répercussions, sur les parlements, de la Réforme
de la péréquation financière et de la répartition des
tâches entre la Confédération et les cantons (RPT)
Synthèse du discours prononcé par le professeur René Rhinow
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Avec la mise en place d'une procédure nor-
mative à l'échelon intercantonal, non seu-
lement les conventions conclues au titre de
la collaboration intercantonale porteront
dans une large mesure l'empreinte des gou-
vernements, mais leur traduction au niveau
réglementaire sera déléguée à un comité
gouvernemental intercantonal. Cela
implique aussi la création d'une adminis-
tration intercantonale chargée de veiller à
l'application des textes édictés par les
organes intercantonaux: qui la contrôlera?
Finalement, la question fondamentale et
donc incontournable est de savoir si les
cantons peuvent, et souhaitent, résoudre
un problème donné de manière autonome
ou à l'échelon régional. S'ils en sont inca-
pables, et si l'enjeu revêt une portée natio-
nale, c'est à la Confédération de résoudre le
problème (du moins en partie, par ex. au
moyen de lois cadres), le cas échéant avec
la participation active des cantons eux-
mêmes. Ce qui est certain, c'est que l'idée
d'un quasi-échelon fédéral sans Confédéra-
tion mais bénéficiant de sa complicité bien-
veillante et livré de facto aux mains des gou-
vernements cantonaux et de hauts fonction-
naires est tout sauf conforme au principe
de subsidiarité. Bien au contraire: elle est
contraire à la démocratie et au fédéralisme
tels qu'on les entend en Suisse.

4. Concernant la participation
des parlements cantonaux

L'art. 11 de la loi sur la péréquation finan-
cière oblige certes les cantons à réglemen-
ter la participation des parlements aux
conventions intercantonales: mais rien
n'est indiqué sur les modalités concrètes
de cette participation. En tout cas, un
simple droit d'information ne saurait suffi-
re. Il est au contraire extrêmement souhai-
table que les parlements soient associés
davantage et autant que possible à la
négociation des conventions, notamment
par l'intermédiaire de leurs commissions.
Mais il ne s'agit là que d'un palliatif, qui ne
pourra résoudre le fond du problème.

5. Concernant les conventions-
programmes entre la Confédéra-
tion et les cantons

Déjà compliqué par les nouveaux instru-
ments précités, le système institutionnel
l'est encore davantage par les conventions-
programmes dont la conclusion est prévue
entre la Confédération et les cantons. Or, là
encore, plusieurs questions de fond n'ont
pas été résolues. En fait, on a plaqué sur le
système fédéral, pourtant infiniment plus
complexe et d'une nature foncièrement dif-
férente, un schéma inspiré de la gestion

d'entreprise et à vocation purement admi-
nistrative. Cette approche soulève des
questions complexes, auxquelles aucune
réponse claire n'a été apportée, parmi les-
quelles la question de savoir si, conformé-
ment à l'art. 46 al. 2 Cst., les conventions-
programmes peuvent être de nature norma-
tive ou si elles possèdent un caractère
strictement exécutoire. Rappelons à cet
égard que, même si le contexte est quelque
peu différent, le Conseil fédéral a indiqué à
juste titre dans un "Rapport du Conseil
fédéral sur les traités normatifs entre la
Confédération et les cantons" du 27 mars
2002 que les accords de ce genre ne sont
pas de nature à renforcer le "fédéralisme
coopératif".

Conclusions

C'est volontairement que j'ai formulé ici
mes critiques de façon plutôt vive. Mais il
est particulièrement regrettable qu'une
réforme institutionnelle de cette ampleur
soit aussi peu réfléchie et aussi peu équili-
brée, et que la participation démocratique
y soit à ce point reléguée à l'arrière-plan.
Les parlements cantonaux se sont-ils vrai-
ment rendu compte du sort qui leur était
réservé? Lorsqu'ils en prendront conscien-
ce, il sera sans doute trop tard. Surtout, ce
n'est qu'alors qu'ils s'apercevront que les
gouvernements ne les ont en fait jamais
réellement informés des conséquences
concrètes du projet. En fait, l'élaboration
de la réforme et la réforme elle-même souf-
frent d'un même mal qu'on pourrait appeler
le "déficit parlementaire".
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1. Remarques préliminaires

Permettez-moi tout d'abord trois brèves
remarques préliminaires:
• En parlant des conventions intercanto-

nales, on revient toujours à la question
de leur "déficit de démocratie". A mon
avis, on devrait davantage et de maniè-
re plus juste parler d'une limitation de la
participation des parlements. Je me per-
mets à ce propos de faire remarquer que
les gouvernements cantonaux égale-
ment sont élus et légitimés démocrati-
quement. 

• Dans mon exposé, je me limite à relever
les incidences de la RPT sur les parle-
ments cantonaux. Je me concentrerai ici
principalement sur le domaine de la col-
laboration intercantonale et n'aborderai
que brièvement les nouvelles formes de
collaboration entre Confédération et
cantons.

• Enfin, je remercie le représentant de la
CdC dans la Direction du projet RPT,
Monsieur Walter Moser, pour la prépara-
tion du présent exposé. 

2. La collaboration intercantona-
le n'est pas une invention de la
RPT

Sur la base de l'art. 48 al. 1 de notre
Constitution fédérale, il existe déjà aujour-
d'hui une multitude de conventions inter-
cantonales, qui vont de simples conven-
tions administratives à la Convention
intercantonale sur les universités.
La collaboration intercantonale consiste à
exécuter conjointement des tâches fonda-
mentalement cantonales, avec l'objectif
d'exploiter les avantages de quantité et de
compenser les externalités intercanto-
nales. Il ne s'agit donc pas en l'occurrence
de chercher à remplacer des réglementa-
tions fédérales, mais au contraire d'éviter
une centralisation de tâches en principe
cantonales. Plus les espaces économiques
et sociaux se développent sans considéra-
tion des frontières cantonales, plus la col-
laboration intercantonale est importante
pour les cantons.
La cantonalisation des tâches signifie,
pour nous, non pas "une bouillie unitaire
centralisée", mais l'apport de prestations
équivalentes en considération des diffé-
rences cantonales et régionales. Dans ce
sens, il ne s'agit pas de solutions uniformes

à l'échelle de la Suisse mais de formes de
collaboration régionale. Je suis toutefois
convaincu que les intérêts cantonaux peu-
vent également être mieux intégrés par le
biais de concordats conclus au niveau
national que par des solutions fédérales
correspondantes. 

3. RPT et collaboration inter-
cantonale

La RPT règle nouvellement deux aspects de
la collaboration intercantonale.
• Les nouveaux alinéas 5 et 6 de l'art. 48

Cst. mettent de l'ordre dans la colla-
boration intercantonale dans la mesu-
re où ils règlent la délégation de com-
pétences législatives à des organes
compétents dans le cadre de conven-
tions ainsi que le rapport entre le droit
conventionnel intercantonal et le droit
cantonal. Ceci comble des lacunes légis-
latives effectives. Sans pour autant
devoir entraîner expressément la créa-
tion d'un 4e niveau étatique. La colla-
boration intercantonale appartient clai-
rement au niveau du droit cantonal,
puisqu'il s'agit là de l'exécution de
tâches cantonales.

• La déclaration de force obligatoire
générale et l'obligation d'adhérer, à
l'art. 48a Cst. (nouveau), instituent deux
nouveaux instruments. Ces instruments
doivent permettre d'éviter que, dans les
neuf domaines de tâches finalement ins-
crits dans la Constitution fédérale, une
collaboration intercantonale utile ne
puisse se trouver bloquée par quelques
cantons. La déclaration de force obliga-
toire générale et l'obligation d'adhérer
peuvent être prononcées également
contre la volonté des parlements et/ou
de la population des cantons concernés.
On constate là un évident déficit de
démocratie au niveau cantonal. Selon la
version des Chambre fédérales, la compé-
tence doit donc revenir à l'Assemblée
fédérale qui, d'ailleurs, est aussi compé-
tente pour garantir le respect des consti-
tutions cantonales. Il faut noter à ce pro-
pos que les deux mesures de contrainte
ne peuvent être prononcées que sur
demande des cantons parties à la
convention. Le texte présenté doit ainsi
toujours relever d'une convention ou
d'un projet de convention négocié entre
les cantons.

4. Participation des parlements
cantonaux à la collaboration
intercantonale

Contrairement aux projets législatifs, le
parlement ne peut pas amender le texte
des conventions intercantonales, mais uni-
quement l'accepter ou le refuser dans son
ensemble. De plus, ces accords sont très
souvent liés à des coûts qui chargent les
budgets annuels à titre de dépenses affec-
tées. On ne saurait ainsi contester une cer-
taine limitation des droits de participation
parlementaires. 
Les cantons le savent bien. Compte tenu de
l'importance de la collaboration intercan-
tonale pour les cantons, il faut procéder à
une pesée des intérêts. Parallèlement, des
nouvelles solutions visant à améliorer l'as-
sociation des parlements cantonaux aux
négociations conventionnelles sont, si ce
n'est déjà appliqué, du moins en cours
d'élaboration.
Dans l'esprit du système fédéral de notre
pays, l'association des parlements canto-
naux reste principalement du ressort du
droit cantonal.
A titre d'exemple, je souhaite brièvement
présenter la solution adoptée dans le can-
ton de Lucerne:
Conformément au rapport de planification
du 21.2.2003, le gouvernement du canton
de Lucerne souhaite prochainement pro-
poser  au parlement cantonal de compléter
la Loi sur le Grand Conseil par une disposi-
tion introduisant la participation des com-
missions parlementaires à la conclusion de
concordats. Cette participation comprend
plusieurs éléments, à savoir un devoir
d'information régulier, précoce et complet
de la part du Conseil d'Etat sur l'évolution
de la situation, sur ses intentions d'enga-
ger des négociations et sur la procédure y
relative, un devoir de consultation avant
l'ouverture des pourparlers et la prise de
décisions importantes, ainsi que la possi-
bilité pour la commission de formuler des
recommandations à l'attention du gouver-
nement.
Mises à part les législations cantonales, il
existe aussi des réglementations en
matière de conventions intercantonales
déjà en vigueur:
• Les cantons de Bâle-Ville et Bâle-

Campagne vivent une forme de collabo-
ration intercantonale la plus étroite que
l'on connaisse. La collaboration se base
sur des articles dit "de partenariat" ins-

Incidences de la RPT sur les parlements: 
Prise de position du point de vue de la Conférence
des gouvernements cantonaux
Urs Schwaller, conseiller d'Etat, Fribourg
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crits dans les Constitutions des deux
cantons. Les autorités s'engagent ainsi
à collaborer avec d'autres cantons et
avec les pays limitrophes pour l'exécu-
tion des tâches qui relèvent d'un intérêt
commun. La collaboration des parle-
ments est définie dans la "Convention
entre les cantons de Bâle-Ville et de Bâle-
Campagne sur la collaboration des auto-
rités" Le traitement des affaires ainsi
dites partenariales doit être coordonné
entre les deux parlements et corres-
pondre au niveau des délais et des
échéances. Si les parlements consti-
tuent des commissions en vue des
débats sur le dossier, celles-ci siègent
en principe en même temps. Elles ren-
dent compte de leurs travaux à leurs
parlements respectifs au même moment,
mais sur la base de rapports et de pro-
positions distinctes. Si les décisions des
deux parlements sur un projet de parte-
nariat sont divergentes, les deux com-
missions consultatives se réunissent
dans le but d'élaborer une proposition
de consensus. 

• Les cantons romands ont signé, le 9
mars 2001, la "Convention relative à la
négociation, à la ratification, à l'exécu-
tion et à la modification des conventions
intercantonales et des traités des can-
tons avec l'étranger", entrée en vigueur
le 23 avril 2002. Cette convention règle
l'intervention des parlements cantonaux
dans le cadre des pourparlers, de la rati-
fication et de la révision des conven-
tions intercantonales et des traités des
cantons avec l'étranger. Elle prévoit la
constitution d'une Commission perma-
nente chargée de traiter des affaires
extérieures dont les membres sont
nommés par les parlements des cantons
parties à la convention, selon une pro-
cédure cantonale propre. Cette commis-
sion permanente reçoit et examine les
rapports périodiques du gouvernement
concernant la politique extérieure, puis
les soumet au parlement également
pour prise de connaissance. En vue de la
négociation de conventions intercanto-
nales et de traités entre le canton et
l'étranger, qui sont soumis au référen-
dum obligatoire ou facultatif, le gouver-
nement consulte la commission sur les
lignes directrices et les principes conte-
nus dans le mandat de négociation,
avant qu'il ne fixe ou modifie ces der-
niers. Pour les conventions ou traités
soumis au référendum obligatoire ou
facultatif dans chaque canton, une com-
mission interparlementaire est mise en
place. Cette commission interparle-
mentaire se compose de 7 représen-
tants par canton concerné et prend
position sur le résultat des négociations
avant la signature de la convention

intercantonale ou du traité avec l'étran-
ger. 

ACI - Accord-cadre intercantonal: 
L'article 11 de la Loi fédérale sur la péré-
quation financière oblige les cantons à éla-
borer un accord-cadre intercantonal ACI
portant sur la collaboration intercantonale
assortie d'une compensation des charges.
Les cantons ont déjà donné suite à cette
obligation en élaborant un projet d'accord-
cadre, à ce jour approuvé par 22 gouverne-
ments cantonaux.
Aux termes de l'art. 7 al. 1 ACI, les gouver-
nements cantonaux s'engagent à informer
les parlements cantonaux, à temps et de
manière complète, sur des conventions
existantes ou envisagées dans le domaine
de la collaboration intercantonale assortie
d'une compensation des charges. En outre,
reste réservé le droit cantonal en matière
d'organisation des droits de participation
des parlements.
Concernant le rôle des parlements canto-
naux pour la mise en oeuvre des traités,
l'art. 16 al. 1 ACI prévoit la mise en place
de commissions de gestion interparlemen-
taires pour contrôler les institutions com-
munes. L'alinéa 2 règle la répartition des
sièges, et l'alinéa 3 les droits et devoirs
d'information. L'alinéa 4 réserve à la com-
mission un droit de proposition visant à
modifier la convention ainsi que des droits
de participation dans le cadre de l'élabora-
tion d'un mandat de prestation et de la
définition de l'enveloppe budgétaire. La
fixation de règles plus détaillées reste
réservée de cas en cas pour chaque traité.
Il n'est rien dit des engagements des
membres des dites commissions de gestion
interparlementaires par rapport à leurs par-
lements respectifs. La réglementation de
cet aspect est du ressort du législateur
cantonal.

5. Limites à l'association des
parlements aux négociations de
conventions

Nous voyons deux limites à l'association
des parlements aux négociations de
conventions.
Premièrement, il se pose la question de la
légitimité des commissions interparlemen-
taires. Les membres de ces commissions
sont certes élus par leurs parlements, mais
ces commissions ne reçoivent pas de man-
dats techniques concrets, ni d'ailleurs
aucune possibilité, même limitée, d'obte-
nir l'avis contraignant du plénum sur des
questions particulières. Ce problème de
déficit de légitimation est aggravé dans le
cas de commissions parlementaires inter-
cantonales pour lesquelles se pose encore
la question de savoir à l'égard de qui elles

sont finalement responsables. 
Pour le parlement en tant qu'institution,
ceci ne change rien au fait qu'il ne peut
que accepter ou refuser l'ensemble d'un
projet de convention. Dans ce contexte, il
existe le danger que de telles commissions
deviennent complices du gouvernement et
de l'administration et ne servent en réalité
que d'alibi. 
Etroitement liée à la première, la seconde
limite à l'association des parlements réside
dans le risque de confusion des fonctions
législatives et exécutives. La représenta-
tion du canton à l'extérieur fait partie des
droits inaliénables du Conseil d'Etat. Ce
droit comprend la conduite des négocia-
tions de conventions avec d'autres cantons
et la participation à des conférences inter-
cantonales. Ces tâches ne sauraient être
déléguées au Parlement. 
Sur ces considérations, nous estimons qu'il
est juste d'étendre les droits de participa-
tion des parlements cantonaux dans le sens
de droits complets d'information, de
consultation et de proposition. Nous consi-
dérons ainsi que la constitution de com-
missions parlementaires intercantonales
n'est pas appropriée - à l'exception des
commissions de gestion communes.

6. Conventions-programmes
entre Confédération et cantons

Le nouvel alinéa 2 de l'art. 46 Cst. consti-
tue la base légale des conventions-pro-
grammes entre Confédération et cantons.
Juridiquement parlant, nous nous situons
ici dans le cadre du droit d'exécution: il
s'agit de la mise en oeuvre du droit fédéral
par les cantons. Pour la structure juridique
des conventions-programmes, il existe plu-
sieurs options possibles, qui vont d'une
nouvelle convention de droit public jusqu'à
une déclaration d'intention commune
assortie d'une ordonnance d'exécution
donnant droit à des subventions.
L'étendue de la compétence de conclure au
niveau cantonal dépend de la portée des
règles à respecter dans les conventions-
programmes. La base est, dans tous les cas,
la compétence du gouvernement à titre
d'organe habilité à représenter le canton à
l'extérieur. Selon la portée de la conven-
tion, il est possible de déléguer la compé-
tence de conclure à un échelon "plus bas",
soit un département, une direction ou un
service administratif subordonné. Dans les
cas particulièrement importants - soit lors
de conventions qui, du point de vu canto-
nal, remplacent des lois -, il peut être indi-
qué d'associer le parlement au niveau du
canton sous la forme d'une réserve d'ap-
probation.
Nous ne voyons ici de difficultés particu-
lières ni pour les cantons en général, ni
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pour les parlements cantonaux en particu-
lier, puisque le nouvel instrument de la
convention-programme permet de rempla-
cer l'administration dite "par décret" prati-
quée jusqu'à présent par un partenariat
entre Confédération et cantons pour l'ac-
complissement des tâches relevant de
l'exécution du droit fédéral. Il ne s'agit là
en aucun cas de la création de normes juri-
diques autonomes.

7. Résumé

• Le développement de la collaboration
intercantonale dans le cadre de la RPT
est très important pour les cantons.
Cette collaboration doit leur permettre
d'accomplir ensemble des tâches essen-
tiellement cantonales et d'éviter ainsi
leur centralisation. Dans ce cadre, il
s'agit avant tout non pas de solutions
uniformes au niveau suisse, mais de
réglementations "taillées sur mesure"
en fonction des besoins cantonaux ou
régionaux.

• Les cantons savent que les droits de par-
ticipation des parlements cantonaux
sont limités en matière de conventions
intercantonales par rapport à la législa-
tion "normale", dans la mesure où seul
le résultat final peut être approuvé ou
rejeté en bloc. Cette circonstance est
prise en compte dans l'ACI qui prévoit
des prescriptions minimales pour l'infor-
mation des parlements cantonaux ainsi
que pour le contrôle général de gestion
des institutions communes. Restent
réservées les éventuelles dispositions de
la législation cantonale qui iraient plus
loin. Comme les exemples mentionnés le
montrent, on constate déjà des efforts
en cours dans certains cantons pour
étendre les droits de participation des
parlements cantonaux dans le sens de
droits complets d'information, de
consultation et de proposition.

• A titre exceptionnel, la collaboration
intercantonale peut être imposée dans
neufs domaines de tâches, finalement
fixés dans la Constitution. Cette obliga-
tion d'adhérer doit permettre d'éviter
que certains cantons puissent, pour des
raisons égoïstes, bloquer des solutions
intercantonales pourtant judicieuses.
Mais elle supprime les droits démocra-
tiques aussi bien du parlement que de
l'électorat dans les cantons concernés.
Raison pour laquelle la fonction néces-
saire d'arbitre conciliation revient dans
ces cas à l'Assemblée fédérale, aussi
compétente pour se prononcer sur le
respect des constitutions cantonales.

• Une participation active des parlements
à la négociation de conventions est
limitée par l'organisation des compé-

tences: l'entretien des relations exté-
rieures, et ainsi la négociation de
conventions, fait partie des tâches
inaliénables des gouvernements canto-
naux. Si la négociation de conventions
relevait des compétences du Parlement,
on aboutirait à une confusion des fonc-
tions législatives et exécutives. Une
délégation à des commissions parle-
mentaires poserait par ailleurs la ques-
tion de la légitimation de ces commis-
sions.

• Pour toute extension de la collaboration
intercantonale, il s'agit donc de procé-
der à une pesée des intérêts entre la
nécessité de contrer une centralisation
des tâches cantonales par le biais de
solutions intercantonales et une certai-
ne restriction des droits parlementaires.
A notre avis, le renforcement de notre
système fédéral doit aussi intervenir
dans l'intérêt des parlements cantonaux.
Il est en effet toujours préférable pour
un Parlement cantonal de pouvoir dire
Oui ou Non à une solution convention-
nelle – après information préalable et
consultation éventuelle – que de devoir
accepter une solution fédérale imposée.
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4. Mitwirkung der kantonalen
Parlament bei der interkantona-
len Zusammenarbeit

Im Gegensatz zu Gesetzesvorlagen kann
das Parlament bei interkantonalen Verträ-
gen keine inhaltlichen Änderungen am Text
vornehmen, sondern den Vertrag nur als
Ganzes annehmen oder ablehnen. Zudem
sind mit den Verträgen meistens auch
Kosten verbunden, die als gebundene Aus-
gaben die jährlichen Budgets der Kantone
belasten. Eine gewisse Einschränkung der
parlamentarischen Mitwirkungsrechte ist
deshalb nicht zu bestreiten.
Die Kantone sind sich dessen bewusst. Auf-
grund der Wichtigkeit der interkantonalen
Zusammenarbeit für die Kantone muss eine
Interessenabwägung vorgenommen wer-
den. Gleichzeitig werden neue Lösungen
für einen verbesserten Einbezug der kanto-
nalen Parlamente in die Vertragsverhand-
lungen erarbeitet bzw. bereits umgesetzt.
Im Sinne unserer föderalistischen Staats-
ordnung bleibt für den Einbezug der kanto-
nalen Parlamente grundsätzlich das kan-
tonale Recht massgebend.

Als Beispiel möchte ich kurz die Lösung des
Kantons Luzern darstellen:

Gemäss Planungsbericht vom 21.2.2003
will im Kanton Luzern die Regierung dem
Grossen Rat demnächst eine Ergänzung des
Grossratsgesetzes vorschlagen mit dem
Inhalt, dass die Kommissionen beim
Abschluss von Konkordaten mitwirken. Die
Mitwirkung bei Konkordaten beinhaltet
eine regelmässige, frühzeitige und umfas-
sende Informationspflicht des Regie-
rungsrates über die Entwicklung der Lage,
über seine Absichten bezüglich Aufnahme
von Verhandlungen und über deren Verlauf,
eine Konsultationspflicht vor Aufnahme
von Verhandlungen und vor wichtigen Ent-
scheidungen sowie die Möglichkeit der
Kommission, dem Regierungsrat Empfeh-
lungen abzugeben.
Neben den kantonalen Gesetzgebungen
sind bereits auch interkantonale Ver-
tragsregelungen in Kraft:
• Die intensivste Form der interkantona-

len Zusammenarbeit leben die Kantone
Basel-Stadt und Basel-Landschaft. Die
Zusammenarbeit beruht auf sogenann-
ten Partnerschaftsartikeln in den Verfas-
sungen der beiden Kantone. Danach ver-
pflichten sich die Behörden, zur Erfül-

heitslösungen im Vordergrund, sondern
regionale Zusammenarbeitsformen. Ich bin
allerdings überzeugt, dass die kantonalen
Interessen auch bei gesamtschweizeri-
schen Konkordaten besser eingebracht
werden können, als bei entsprechenden
Bundeslösungen.

3. NFA und Interkantonale
Zusammenarbeit

Mit der NFA werden zwei Aspekte der inter-
kantonalen Zusammenarbeit neu geregelt:
• Die neuen Absätze 5 und 6 in Art. 48 BV

bringen Ordnung in die interkantona-
le Zusammenarbeit, indem die Delega-
tion von Rechtsetzungskompetenzen an
Vertragsorgane klar geregelt und das
Verhältnis zwischen interkantonalem
Vertragsrecht und kantonalem Recht
festgehalten wird. Damit werden beste-
hende Gesetzeslücken aufgefüllt. Es soll
damit ausdrücklich keine 4. Staatsebene
geschaffen werden. Interkantonale
Zusammenarbeit ist eindeutig der Ebene
des kantonalen Rechts zuzuordnen, geht
es doch stets darum, kantonale Aufga-
ben zu erfüllen.

• Mit der Allgemeinverbindlicherklä-
rung und der Beteiligungspflicht
gemäss Art. 48a BV neu werden zwei
neue Instrumente geschaffen. Mit die-
sen Instrumenten soll verhindert wer-
den, dass in den neun abschliessend in
der Bundesverfassung aufgezählten Auf-
gabenbereichen eine sinnvolle interkan-
tonale Zusammenarbeit durch einzelne
Kantone blockiert werden kann. Allge-
meinverbindlicherklärung und Beteili-
gungspflicht können auch gegen den
Willen von Parlament und/oder Volk der
betroffenen Kantone ausgesprochen
werden. In diesem Fall liegt in den
betroffenen Kantonen klar ein Demokra-
tiedefizit vor. Gemäss Fassung der eidg.
Räte soll deshalb die Kompetenz der
Bundesversammlung zugewiesen wer-
den, die ja auch für die Gewährleistung
der kantonalen Verfassungen zuständig
ist. Dabei gilt es zu berücksichtigen,
dass die beiden Zwangsmassnahmen nur
auf Antrag beteiligter Vertragskantone
angeordnet werden können. Es muss
somit stets ein zwischen Kantonen aus-
gehandelter Vertrag oder Vertragsent-
wurf vorliegen.

1. Vorbemerkungen

Gestatten Sie mir drei kurze Vorbemerkun-
gen:
• Im Zusammenhang mit interkantonalen

Verträgen und Vereinbarungen wird
immer wieder von "Demokratiedefizit"
gesprochen. Ich glaube, dass wir richti-
gerweise von einer Einschränkung der
Beteiligung der Parlamente sprechen
müssten. Ich erlaube mir darauf hinzu-
weisen, dass auch die Kantonsregierun-
gen demokratisch gewählt und legiti-
miert sind. 

• Bei meinen Ausführungen beschränke
ich mich darauf, die Auswirkungen der
NFA auf die Kantonsparlamente aufzu-
zeigen. Dabei werde ich mich haupt-
sächlich auf den Bereich der interkanto-
nalen Zusammenarbeit konzentrieren
und nur kurz auf die neuen Zusammen-
arbeitformen zwischen Bund und Kanto-
nen eingehen.

• Für die Vorbereitung dieses Referates
danke ich dem Vertreter der KdK in der
Projektleitung NFA, Dr. oec. Walter
Moser.

2. Interkantonale Zusammenar-
beit ist keine Erfindung der NFA

Gestützt auf den geltenden Art. 48 Abs. 1
unserer Bundesverfassung besteht bereits
heute eine Vielzahl interkantonaler Verträ-
ge und Vereinbarungen, von einfachen Ver-
waltungsvereinbarungen bis zur interkan-
tonalen Universitätsvereinbarung.
Bei der Interkantonalen Zusammenarbeit
geht es um die gemeinsame Erfüllung
grundsätzlich kantonaler Aufgaben mit
dem Ziel, Grössenvorteile auszunützen und
interkantonale Spillovers auszugleichen. Es
wird damit nicht ein Ersatz von Bundesre-
gelungen angestrebt. Vielmehr soll verhin-
dert werden, dass grundsätzlich kantonale
Aufgaben zentralisiert werden. Je stärker
die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Lebensräume über die Kantonsgrenzen hin-
weg zusammenwachsen, desto bedeuten-
der wird für die Kantone die interkantona-
le Zusammenarbeit.
Kantonalisierung von Aufgaben heisst für
uns nicht "zentralistischer Einheitsbrei",
sondern Erbringung gleichwertiger Leistun-
gen unter Berücksichtigung kantonaler und
regionaler Unterschiede. In diesem Sinne
stehen nicht gesamtschweizerische Ein-

Auswirkungen der NFA auf die Parlamente: 
Stellungnahme aus der Sicht der Konferenz der 
Kantonsregierungen
Urs Schwaller, Staatsrat, Freiburg
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lung von Aufgaben, die im gemeinsamen
Interesse liegen, mit anderen Kantonen
und mit dem benachbarten Ausland
zusammenzuarbeiten. Die Zusammenar-
beit der Parlamente ist in der "Vereinba-
rung zwischen den Kantonen Basel- Stadt
und Basel-Landschaft über die
Zusammenarbeit der Behörden" festge-
legt. Bei sogenannten partnerschaft-
lichen Geschäften ist die Behandlung in
den beiden Parlamenten zu koordinieren
und zeitlich aufeinander abzustimmen.
Werden von den Parlamenten zur Bera-
tung des Geschäfts Kommissionen ein-
gesetzt, tagen diese in der Regel
gemeinsam. Sie erstatten ihren Parla-
menten gleichzeitig, aber getrennt
Bericht und Antrag. Weichen die
Beschlüsse der beiden Parlamente über
eine partnerschaftliche Vorlage vonein-
ander ab, so treten die vorberatenden
Kommissionen zusammen mit dem Ziel,
einen Einigungsvorschlag auszuarbei-
ten. 

• Zwischen den Westschweizer Kantonen
ist am 23. April 2002 die "Vereinbarung
über die Aushandlung, Ratifikation, Aus-
führung und Änderung der interkantona-
len Verträge und der Vereinbarungen der
Kantone mit dem Ausland" in Kraft
getreten. 
Diese Vereinbarung regelt die Interven-
tion der kantonalen Parlamente bei der
Aushandlung, Ratifikation, Ausführung
und Änderung interkantonaler Verträge
und Vereinbarungen der Kantone mit
dem Ausland.
Sie sieht die Einsetzung einer ständigen
Kommission für Vereinbarungen über
auswärtige Angelegenheiten vor,
deren Mitglieder von den Parlamenten
der vertragschliessenden Kantone nach
ihren je eigenen Regeln ernannt werden.
Diese ständige Kommission erhält die
regelmässigen Berichte der Regierung
über die Aussenpolitik zur Prüfung und
unterbreitet diese anschliessend dem
Parlament zur Einsichtnahme. Im Hin-
blick auf die Aushandlung von interkan-
tonalen Verträgen und Vereinbarungen
zwischen dem Kanton und dem Ausland,
die dem obligatorischen oder fakultati-
ven Referendum unterstehen, konsul-
tiert die Regierung die Kommission zu
den Richt- und Leitlinien für das Ver-
handlungsmandat, bevor sie diese fest-
legt oder ändert.
Bei Verträgen oder Vereinbarungen, die
in jedem Kanton dem obligatorischen
oder fakultativen Referendum unterste-
hen, wird eine Interparlamentarische
Kommission eingesetzt. Diese interpar-
lamentarische Kommission setzt sich
aus je sieben Vertretern pro betroffenem
Kanton zusammen und nimmt zum Ver-
handlungsergebnis Stellung, bevor der

interkantonale Vertrag oder die Verein-
barung mit dem Ausland unterzeichnet
wird. 

IRV – Interkantonale Rahmen-
vereinbarung:
Artikel 11 des neuen Finanz- und Lasten-
ausgleichsgesetzes verpflichtet die Kanto-
ne, für die interkantonale Zusammenarbeit
mit Lastenausgleich eine interkantonale
Rahmenvereinbarung IRV zu erarbeiten.
Die Kantone sind dieser Verpflichtung
bereits nachgekommen und haben einen
Entwurf ausgearbeitet, dem bereits 22
Kantonsregierungen grundsätzlich zuge-
stimmt haben. Gemäss Artikel 7 Absatz 1
IRV sind die Kantonsregierungen verpflich-
tet, die kantonalen Parlamente rechtzeitig
und umfassend über bestehende oder
beabsichtigte Vereinbarungen im Bereich
der interkantonalen Zusammenarbeit mit
Lastenausgleich zu informieren. Im übri-
gen bleibt es dem kantonalen Recht vorbe-
halten, die Mitwirkungsrechte der Parla-
mente zu ordnen.
Bezüglich der Rolle der kantonalen Parla-
mente bei der Vertragsumsetzung schreibt
die IRV in Art. 16 Abs. 1 vor, dass bei
gemeinsamen Trägerschaften interparla-
mentarische Geschäftsprüfungskommissio-
nen einzusetzen sind. Absatz 2 regelt die
Sitzzuteilung, Absatz 3 die Informations-
rechte bzw. –pflichten. In Absatz 4 werden
der Kommission das Antragsrecht für Ver-
tragsänderungen sowie Mitwirkungsrechte
im Rahmen der Erarbeitung eines Lei-
stungsauftrages und Globalbudgets einge-
räumt. Die Festlegung weitergehender
Regelungen ist den einzelnen Verträgen
vorbehalten. Über die Einbindung der Mit-
glieder dieser interparlamentarischen
Geschäftsprüfungskommission in ihre "Hei-
matparlamente" wird nichts ausgesagt. Die
Regelung dieses Aspektes wird den kanto-
nalen Gesetzgebern überlassen.

5. Grenzen des Einbezugs der
Parlamente in Vertragsverhand-
lungen

Wir sehen zwei Grenzen für den Einbezug der
Parlamente in die Vertragsverhandlungen:
Zum Ersten stellt sich die Frage der Legiti-
mation parlamentarischer Kommissionen.
Zwar werden diese Kommissionen von den
Parlamenten gewählt. Sie haben aber keine
konkreten fachlichen Mandate und auch
keine bzw. nur beschränkte Möglichkeiten,
die verbindliche Meinung des Gesamtparla-
ments zu Einzelfragen einzuholen. Dieses
Problem der mangelnden Legitimation ver-
schärft sich bei interkantonalen Parla-
mentskommissionen, bei denen sich noch
die Frage stellt, wem gegenüber sie letzt-
lich verantwortlich sind. 

Für das Parlament als Ganzes ändert sich
dadurch nichts an der Tatsache, dass es nur
zum ganzen Vertrag entweder ja oder nein
sagen kann. In diesem Zusammenhang
besteht gar die Gefahr, dass solche Kom-
missionen zu Komplizen von Regierung und
Verwaltung werden und eine reine Alibi-
Funktion ausüben. 
Eng verbunden mit letzterem ist die zweite
Grenze für den Einbezug der Parlamente,
nämlich die Gefahr der Vermischung von
legislativen und exekutiven Funktionen.
Die Vertretung des Kantons gegen aussen
gehört zu den unentziehbaren Rechten des
Regierungsrates. Dazu gehört die Führung
von Vertragsverhandlungen mit andern
Kantonen und die Mitwirkungen an inter-
kantonalen Konferenzen. Diese Aufgaben
können nicht an das Parlament delegiert
werden. 
Aufgrund dieser Überlegungen glauben wir,
dass es richtig ist, die Mitwirkungsrechte
der kantonalen Parlamente in Richtung
umfassender Informations-, Konsultations-
und Antragsrechte auszubauen. Die Einset-
zung interkantonaler Parlamentskommissio-
nen erachten wir demgegenüber – mit Aus-
nahme gemeinsamer Geschäftsprüfungs-
kommissionen - nicht als zweckmässig.

6. Programmvereinbarungen zwi-
schen Bund und Kantonen

Mit dem neuen Absatz 2 von Art. 46 BV
wird die Grundlage für Programmvereinba-
rungen zwischen Bund und Kantonen
geschaffen. Rechtlich gesehen bewegen
wir uns hier im Rahmen des Vollzugsrech-
tes: es geht um die Umsetzung von
Bundesrecht durch die Kantone. Für die
juristische Konstruktion der Programmver-
einbarungen stehen verschiedene Optionen
von einem neuen staatsrechtlichen Vertrag
bis zu einer gemeinsamen Absichtserklä-
rung verbunden mit einer vollziehenden
subventionsrechtlichen Verfügung offen. 
Die Ansiedlung der Abschlusszuständigkeit
auf kantonaler Ebene hängt von der Trag-
weite der in den Programmvereinbarungen
zu treffenden Regelungen ab. Ausgangs-
punkt ist in jedem Fall die Zuständigkeit
der Regierung als für die Vertretung nach
aussen zuständiges Organ des Kantons. Je
nach Tragweit der Vereinbarung ist eine
Delegation der Abschlusszuständigkeit
nach "unten", an ein Departement, eine
Direktion oder eine nachgeordnete Verwal-
tungsstelle möglich. Bei besonderst wich-
tigen – aus kantonaler Sicht "gesetzesver-
tretenden" Vereinbarungen - kann auf kan-
tonaler Seite ein Einbezug des Parlaments
in Form eines Genehmigungsvorbehalts
angezeigt sein.
Weder für die Kantone im Allgemeinen
noch für die Kantonsparlamente im Beson-
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deren sehen wir hier besondere Schwierig-
keiten, wird doch mit dem neuen Instru-
ment der Programmvereinbarung die bishe-
rige "Verwaltung per Dekret" ersetzt durch
eine partnerschaftliche Aufgabenerfüllung
durch Bund und Kantone beim Vollzug von
Bundesrecht. Es geht dabei keinesfalls um
die Schaffung selbständiger Rechtsnormen.

7. Zusammenfassung

• Für die Kantone ist der Ausbau der inter-
kantonalen Zusammenarbeit im Rahmen
der NFA sehr wichtig. Sie sollen damit in
die Lage versetzt werden, grundsätzlich
kantonale Aufgaben gemeinsam zu
lösen und damit deren Zentralisierung
zu verhindern. Im Vordergrund stehen
dabei nicht gesamtschweizerische Ein-
heitslösungen, sondern auf die kantona-
len bzw. regionalen Bedürfnisse abge-
stimmte "massgeschneiderte" Regelun-
gen.

• Die Kantone sind sich bewusst, dass die
Mitwirkungsrechte der kantonalen Parla-
mente bei interkantonalen Verträgen
verglichen mit der "normalen" Gesetz-
gebung insofern eingeschränkt sind, als
nur noch zum Gesamtergebnis Ja oder
Nein gesagt werden kann. Diesem
Umstand wird dadurch Rechnung getra-
gen, dass in der IRV Mindestvorschriften
für die Information der kantonalen Par-
lamente sowie für die gemeinsame
Geschäftsprüfung vorgesehen sind.
Weitergehende Regelungen sind den
kantonalen Gesetzgebungen vorbehal-
ten. Wie die aufgeführten Beispiele
gezeigt haben, sind in verschiedenen
Kantonen Bestrebungen bereits im
Gange, die Mitwirkungsrechte der kanto-
nalen Parlamente in Richtung umfassen-
der Informations-, Konsultations- und
Antragsrechte auszubauen.

• In den neun in der BV abschliessend
aufgezählten Aufgabenbereichen soll
die Zusammenarbeit in Ausnahmefällen
erzwungen werden können. Damit soll
verhindert werden, dass einzelne Kanto-
ne aus egoistischen Gründen in diesen
Bereichen sinnvolle interkantonale
Lösungen blockieren können. Damit
werden sowohl die demokratischen
Rechte des Parlamentes als auch jene
der Stimmberechtigten in den betroffe-
nen Kantonen ausgeschaltet. Die not-
wendige Schiedsrichterfunktion wird
deshalb in diesen Fällen dem Bundes-
parlament zugewiesen, das auch für die
Gewährleistung der kantonalen Verfas-
sungen zuständig ist.

• Einer weitergehenden Beteiligung der
Parlamente an der Aushandlung von Ver-
trägen sind durch die Kompetenzord-
nung Grenzen gesetzt: Die Pflege der

Aussenbeziehungen und damit das Aus-
handeln von Verträgen gehört zu den
unentziehbaren Pflichten der Kantonsre-
gierungen. Die Aushandlung von Verträ-
gen in die Kompetenz der Parlamente zu
legen, käme einer Vermischung von
Legislativ- und Exekutivfunktionen
gleich. Bei einer Delegation an Parla-
mentskommissionen würde sich zudem
die Frage der Legitimation dieser Kom-
missionen stellen.

• Beim Ausbau der interkantonalen
Zusammenarbeit geht es somit um eine
Interessenabwägung zwischen der Not-
wendigkeit, mit interkantonalen Lösun-
gen einer Zentralisierung kantonaler
Aufgaben entgegenzuwirken und einer
gewissen Einschränkung der parlamen-
tarischen Rechte. Wir glauben, dass die
Stärkung unseres föderalistischen
Systems auch im Interesse der kantona-
len Parlamente liegen muss, dürfte es
doch für ein kantonales Parlament
immer noch besser sein, zu einer Ver-
tragslösung – nach vorheriger Informa-
tion und allenfalls Konsultation - Ja
oder Nein zu sagen, als eine Bundeslö-
sung ungefragt akzeptieren zu müssen.
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Als notwendige Folge des neuen Parla-
mentsgesetzes (ParlG) vom 13. Dezember
2002 mussten auch die Ratsreglemente
total revidiert werden. Das neue
Geschäftsreglement des Ständerates (GRS)
wurde am 20. Juni 2003, dasjenige des
Nationalrates (GRN) am 3. Oktober 2003 in
der Schlussabstimmung angenommen.
ParlG, GRN und GRS sowie drei Verordnun-
gen der Bundesversammlung vom 3. Okt-
ober 2003 bilden das neue Parlaments-
recht des Bundes, das integral per 1.
Dezember 2003 in Kraft treten wird (publi-
ziert in der Amtlichen Sammlung des
Bundesrechts vom 14. Oktober 2003,
http://www.admin.ch/ch/d/as/2003/inde
x0_40.html). 
Während das ParlG zahlreiche wesentliche
Neuerungen enthält (siehe Parlament
1/03, S. 27), sind die Totalrevisionen von
GRN und GRS vor allem formaler Natur:
Zahlreiche wichtige Bestimmungen sind
neu ins ParlG aufgenommen worden und
fallen nun in den Ratsreglementen weg.
Zu grösseren Diskussionen in den Ratsple-
na gaben nur zwei Fragen Anlass. Im
Nationalrat wird die Funktion des Alters-
präsidenten neu nicht mehr vom ältesten,
sondern vom amtsältesten Ratsmitglied
übernommen. Während diese faktisch
wenig bedeutende Frage in den Medien
aufgrund der Person des voraussichtlich
nächsten Alterspräsidenten ein grösseres
Echo auslöste, blieb die andere eingehend
diskutierte Frage ausserhalb der Ratssäle
unbeachtet. Der hier zu Tage getretene
Konflikt um das Selbstverständnis von Kom-
missionen und Ratsbüros könnte aber gera-
de für die kantonalen Parlamente auch von
Interesse sein. 
Die Ratsbüros wollten in beiden Räten die
Entwürfe der Staatspolitischen Kommis-
sionen (SPK) mit Bestimmungen ergänzen,
wonach die Ratsbüros die Zuständigkeit
erhalten sollten, die Tätigkeiten der Kom-
missionen gegebenenfalls zu beschränken.
Einerseits hätten die Kommissionen neu
die Genehmigung des Ratsbüros einholen
müssen, wenn sie zusätzlich zu den im
Jahressitzungsplan vorgesehenen Kommis-
sionssitzungen weitere Sitzungen abhal-
ten möchten. Andererseits sollte die Ein-
setzung einer Subkommission neu der
Bewilligung des Ratsbüros bedürfen. Die
Ratsbüros hatten diese Kompetenzen
bereits mit Weisungen aus dem Jahre 1997
beansprucht, allerdings mangels hinrei-
chender rechtlicher Grundlagen in der Pra-
xis nicht durchsetzen können.

Die Ratsbüros beriefen sich zur Begrün-
dung ihrer Anträge auf ihre Aufgabe, für
die Einhaltung des Budgets des Parlamen-
tes zu sorgen. Eine überbordende Tätigkeit
der Kommissionen und Subkommissionen
könnte zu Budgetüberschreitungen füh-
ren; die Büros müssten in diesem Fall die
Notbremse ziehen können. 
Die SPK machten demgegenüber geltend,
dass parlamentarische Kommissionen
nicht dasselbe seien wie irgendwelche
administrative Untereinheiten einer Ver-
waltung oder Privatunternehmung, welche
den Weisungen einer Geschäftsleitung
oder Direktion unterstehen. Parlamentari-
sche Kommissionen sind Verfassungsorga-
ne, die bestimmte verfassungsmässige und
gesetzliche Aufgaben zu erfüllen haben.
Der Antrag des Büros hätte zur Folge, dass
ein anderes Ratsorgan – eben das Büro –
die Kommissionen hindern könnte, ihre
Aufgaben wahrzunehmen. Ein solches Wei-
sungsrecht des Büros müsste eine gesetz-
liche Grundlage haben. Artikel 45 ParlG
sieht aber unter dem Titel "Allgemeine
Rechte" der Kommissionen ausdrücklich
vor, dass die Kommissionen Subkommis-
sionen einsetzen können. Derselbe Artikel
sieht weiter vor, dass die Kommissionen
"zur Erfüllung ihrer Aufgaben parlamenta-
rische Initiativen, Vorstösse und Anträge
einreichen" können; daraus folgt, dass sie
auch die dazu nötigen Sitzungen abhalten
können müssen. Das Ratsreglement ist
rechtlich betrachtet eine Parlamentsver-
ordnung und also dem Gesetz untergeord-
net; der Antrag des Büros dürfte in klarem
Widerspruch stehen zu Artikel 45 ParlG.
Hinter der Haltung der SPK stand die grund-
sätzliche Überlegung, dass die Wahrneh-
mung elementarer demokratischer Rechte –
und dazu gehören Parlamentsrechte genau
so wie die Volksrechte – nicht durch finan-
zielle Restriktionen behindert werden
dürfe; es kommt ja auch niemand auf die
Idee, die Anzahl von Volksabstimmungen
aus Budgetgründen zu beschränken.
Die SPK gaben weiter zu bedenken, dass
die Kommissionen ja keine einseitigen
Lobbies, sondern repräsentativ zusammen-
gesetzte Abordnungen des Ratsplenums
seien. In demokratischer Hinsicht sei es
schwer verständlich, warum es nicht in der
Hand der jeweiligen Kommissionsmehrheit
liegen solle, die Notwendigkeit einer
Zusatzsitzung oder der Einsetzung einer
Subkommission zu beurteilen - und even-
tuell allzu überaktive Kommissionsmitglie-
der in ihrem Eifer zu bremsen. 

Um die Hintergründe dieses Konfliktes zu
verstehen, ist eine nähere Analyse der tat-
sächlichen Kommissionsaktivitäten auf-
schlussreich. Sind die Befürchtungen der
Büros betr. überbordenden Aktivitäten
begründet? Entgegen der von den Spre-
chern der Büros kolportierten Vorstellun-
gen haben die Kommissionen insgesamt in
den letzten Jahren nicht einmal die ihnen
im Jahressitzungsplan zugewiesenen Kon-
tingente ausgeschöpft. Die Subkommissio-
nen haben im Nationalrat nur 12% der Tag-
geldkosten der Kommissionen verursacht,
im Ständerat sogar nur 7%.
Wenn effektiv kein ernsthaftes Budgetpro-
blem vorliegt, wo liegt denn sonst das Pro-
blem? Die Vermutung liegt nahe, dass es
um einen Macht- und Prestigekonflikt zwi-
schen Kommissionen und Büros geht,
genauer: zwischen Parlamentariern, die
ihren Schwerpunkt eher bei der kreativen
und selbstständigen Gesetzgebungsarbeit
in den Kommissionen setzen, und anderen
Ratsmitgliedern, für welche diese Arbeit
eher weniger wichtig ist und die dafür mit
den Fraktionen die grossen Linien der Poli-
tik bestimmen möchten.  Das Büro des
Nationalrates wird von den Fraktionspräsi-
dien dominiert. Seit der Bildung des
Systems der ständigen Kommissionen
haben die Fraktionen als Machtzentren
gegenüber den Kommissionen stark an
Einfluss verloren. Es fragt sich, ob die
Fraktionspräsidien diesen Verlust durch
eine vermehrte "Disziplinierung" der Kom-
missionen – und sei sie auch nur symboli-
scher Natur – kompensieren möchten?
Zwar spielen die Fraktionen im Ständerat
eine kleinere Rolle, trotzdem ging es dort
um denselben Konflikt: Der Sprecher des
Büros begründete dessen Anträge vorwie-
gend damit, man müsse dem "aktivisti-
schen" Nationalrat ein gutes Beispiel an
Selbstdisziplin geben.
Die Auseinandersetzung endete unent-
schieden: Beide Räte haben ihren Büros
die Kompetenz verweigert, Zusatzsitzun-
gen der Kommissionen zu bewilligen,
haben aber die Einsetzung einer Subkom-
mission einer Genehmigungspflicht unter-
stellt. 

Martin Graf
Sekretär SPK
E- mail: martin.graf@pd.admin.ch

Neue Geschäftsreglemente von Nationalrat und
Ständerat
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Am 3. September 2003 hat der Solo-
thurner Kantonsrat die Weichen für die
definitive und flächendeckende Einfüh-
rung der wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung (WoV) im Kanton Solo-
thurn gestellt. Er hat die nötige Verfas-
sungsänderung mit 124:2 und das
eigentliche WoV-Gesetz mit 117:2 Stim-
men beschlossen. Die Verfassungsände-
rung, über die es in der November-Ses-
sion im Parlament eine zweite Lesung
geben wird, untersteht dem obligatori-
schen, das WoV-Gesetz dem fakultativen
Referendum.

Die Erfahrungen im Rahmen der seit 1995
laufenden Versuchsphase wie auch die
Ergebnisse einer extern durchgeführten
Evaluation des WoV-Versuchs haben zur
Erkenntnis geführt, dass die definitive Ein-
führung von WoV nicht nur eine Verwal-
tungsreform umfassen kann, sondern auch
das Zusammenwirken der politischen
Behörden teilweise neu definiert werden
muss – gleichsam eine Staatsleitungsre-
form umfassen muss. Nebst den klassi-
schen finanzrechtlichen Aspekten regelt
die Vorlage Fragen der politischen Steue-
rung und der betrieblichen Leistungser-
stellung, nimmt neue Definitionen der
Kooperation von Exekutive und Legislative
vor, passt das parlamentarische Instru-
mentarium sowie die Volksrechte an und
revidiert umfassend die Aufgaben und
Stellung der Finanzkontrolle nach moder-
nen Grundsätzen. 
Ein grosses Abstimmungspaket auf Verfas-
sungsebene umschreibt die unmittelbaren
Konsequenzen der Einführung von WoV,
zwei kleinere Verfassungsvorlagen ergän-
zen diesen Grundentscheid. Die bisher gel-
tende Finanzhaushaltsverordnung wird auf
die Gesetzesstufe angehoben und zum
Bestandteil der umfassenden Regelung der
wirkungsorientierten Verwaltungsführung
gemacht. Zu diesem Zweck werden auch
das Regierungs- und Verwaltungsorganisa-
tionsgesetz, das Kantonsratsgesetz und
das Gesetz über die politischen Rechte
angepasst. Siehe dazu den Artikel "WoV im
Kanton Solothurn: Von der Verwaltungs-
zur Staatsleitungsreform" im Mitteilungs-
blatt der Schweizerischen Gesellschaft für
Parla-mentsfragen vom März 2003, Nr. 1,
6. Jahrgang, S. 11 ff.
Materiell umstritten waren in der parla-
mentarischen Beratung nur wenige Punk-
te. Hervorzuheben ist insbesondere, dass
das Parlament dem Antrag des Regierungs-

rats auf Abschaffung des parlamentari-
schen Vetorechts gegen regierungsrätliche
Verordnungen nicht stattgegeben hat.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag, der
auf die Einführung des neuen Volks-rechts
"Globalbudgetinitiative" verzichten woll-
te. Abgelehnt wurde schliesslich auch ein
Antrag, der die Finanzkontrolle näher zum
Parlament rücken wollte, indem deren
Revisionsprogramm von der parlamentari-
schen Finanzkommission formell hätte
genehmigt und nicht bloss "zur Kenntnis"
genommen werden sollen. Die Finanzkon-
trolle unterstützt wie bisher sowohl den
Kantonsrat in seiner Oberaufsicht wie auch
den Regierungsrat bei der Ausübung seiner
Dienstaufsicht. Das WoV-Gesetz sieht aber
eine erhöhte Eigenverantwortlichkeit der
Finanzkontrolle bei der Festlegung der von
ihr benötigten Ressourcen. Die Finanzkon-
trolle bestimmt und verantwortet die von
ihr benötigten Mittel (Sach- und Personal-
aufwand) selber gegenüber dem Parla-
ment. Das zuständige Departement oder
der Regierungsrat haben keine Einfluss-
möglichkeit auf die anbegehrten
Ressourcen der Finanzkontrolle.

Fritz Brechbühl
Ratssekretär Solothurn
E-mail: fritz.brechbuehl@sk.so.ch

Kanton Solothurn: WoV definitiv und flächendek-
kend beschlossen
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Stadtrat von Bern: 
Rückschau auf 11/2 Jahre Ratssekretariat 

Am 1. März 2001 hat die stadtbernische
Legislative die Schaffung eines unabhängi-
gen Ratssekretariats beschlossen.
Anschliessend wurde die Leitung des Rats-
sekretariats mit dem Hinweis ausgeschrie-
ben, dass ein job-sharing erwünscht sei.1)

Am 16. August 2001 hat der Stadtrat Anni-
na Jegher (Politikwissenschaftlerin) und
Jürg Stampfli (Jurist) zur Ratssekretärin
bzw. zum Ratssekretär gewählt und damit
wohl erstmals eine Kaderstelle in der Ber-
ner Stadtverwaltung im job-sharing
besetzt. 
Das Ratssekretariat ist als verwaltungsun-
abhängiger Parlamentsdienst und als
Stabsstelle des Stadtrats (Legislative) kon-
zipiert worden und ist in der Erfüllung sei-
ner Aufgaben nur dem Stadtrat verantwort-
lich. Einzig in administrativer Hinsicht
(finanzielle und personelle Belange) ist es
der Verwaltung sprich der Stadtkanzlei
angegliedert. Das Ratssekretariat hat sei-
nen Betrieb am 8. April 2002 aufgenom-
men. Vom 1. Dezember 2001 bis zur opera-
tiven Betriebsaufnahme haben die zwei
Ratssekretär/innen sich mit dem Aufbau
des Sekretariats hinsichtlich Räumlichkei-
ten, Organisation, Personal und Finanzen
befasst. Für die Festlegung der Organisa-
tions- und Funktionsstruktur lag ihnen ein
provisorisches Pflichtenheft zugrunde. Die-
ses galt es zu überprüfen, zu überarbeiten,
zu ergänzen und entsprechend anzupassen.
Ausserdem mussten mit der bisher für den
Ratsbetrieb verantwortlichen Stelle, der
Stadtkanzlei, die Schnittstellen bespro-
chen und bereinigt werden. Was die Räum-
lichkeiten des Ratssekretariats betrifft, fiel
die Wahl auf das Morellhaus (Postgasse
14), weil es sich in unmittelbarer Nähe des
Rathauses (Tagungsort des Stadtrats)
befindet. In den Monaten Dezember 2001
bis März 2002 wurde das Gebäude für die
zukünftige Nutzung renoviert (vier Büros
für die sechs Mitarbeitenden des Ratsse-
kretariats, Dokumentationsraum mit zwei
Arbeitsplätzen für Stadtratsmitglieder,
Kommissionszimmer, kleine Cafeteria). 
Die Ratssekretariatsleitung hatte in der
Zwischenzeit einen umfassenden Vortrag
zuhanden der vorberatenden Kommission
ausgearbeitet. 

Dieser beinhaltete den definitiven Aufga-
benbeschrieb (Pflichtenheft) des Ratsse-
kretariats, den dafür notwendigen Stellen-
plan (siehe Tabelle unten) inkl. Pflichten-
hefte für alle vorgesehenen Mitarbeiten-
den, Funktionsdiagramm und Organi-
gramm. Weiter galt es abzuklären, welche
Mitarbeitende aus der Stadtkanzlei ins
Ratssekretariat transferiert werden konn-
ten bzw. welche Stellen neu ausgeschrie-
ben und besetzt werden mussten. Und "last
but not least" musste auch ein entspre-
chendes Budget ausgearbeitet werden. 
Im Frühling 2002 stimmte der Stadtrat den
Anträgen seiner vorberatenden Kommis-
sion zur Ausgestaltung des Ratssekretariats
zu (Aufgabenbeschrieb, Stellenplan, Stel-
lenbesetzung, Kredit zu Lasten der Laufen-
den Rechnung), und am 8. April 2002
stand die neue Institution Ratssekretariat
dem Stadtrat als unabhängige Stabsstelle

zur Verfügung. Mit der Aufnahme der Tätig-
keit konnten drei Mitarbeitende aus der
Stadtkanzlei transferiert werden, so dass
nur eine Stelle, diejenige der wissenschaft-
lichen Adjunktin / des wissenschaftlichen
Adjunkten, ausgeschrieben werden musste.
Die vorberatende Kommission hatte bereits
im Zusammenhang mit der Schaffung eines
unabhängigen Ratssekretariats dargelegt,
dass für die Erfüllung der Aufgaben des
Ratssekretariats 600 Stellenprozente not-
wendig sind. Zu diesem Ergebnis führte
namentlich der vom Stadtrat gewünschte
deutliche Ausbau der Dienstleistungen vor
allem in den Bereichen Beratung, Grundla-
generhebung, Öffentlichkeitsarbeit und
Dokumentation. In diese 600 Stellenpro-
zente teilen sich zur Zeit sechs Personen
zuzüglich sechs Protokollführerinnen und -
führer. Die Organisationsstruktur bzw. der
Stellenplan sieht wie folgt aus: 

Funktion Hauptaufgaben

Ratssekretär/in 100% • Leitung des Ratssekretariats (Planung, Personal, Budget)
(im job-sharing • Führung des Sekretariats des Stadtrats und seiner Organe
zu je 50 %) • Beratung und Begleitung des Stadtrats und seiner Organe

Wissenschaftliche/r • Betreuung der Kommissionen in fachlicher Hinsicht und
Adjunkt/in 90% in Verfahrensfragen

• Wissenschaftliche Grundlagenarbeit fürs Ratssekretariat 
bzw. für den Stadtrat

Sachbearbeiter/in II • Administrative Betreuung des Stadtrates und seiner 
100% Organe (Sitzungsmanagement usw.)

• Sekretariat 

Ratsweibel/in 100% • Organisation der Weibeldienste
• Internetauftritt Stadtrat und Ratssekretariat
• Rechnungswesen
• Material- und EDV-Verwaltung

Sachbearbeiter/in I • Organisation und Betreuung des Protokollwesens
60% (Stadtrat und Kommissionen) 

• Aufbau und Bewirtschaftung der Dokumentation

Protokollführer/innen • Protokollieren der Stadtrats-Sitzungen
Stadtrat 50%

Protokollführer/innen • Protokollieren der Kommissions-Sitzungen
Kommissionen 100%

1) Vgl. auch den Artikel "Stadtrat von Bern: Die Entstehung des Ratssekretariats", in dem die Stadtschreiberin die Vorgeschichte von 1989 bis 2000 zusammenfasst (erschienen in: Parlament,
Nr. 2, 4. Jahrgang 2001, S. 39 – 41).
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stin und drei Protokollführerinnen einge-
stellt werden, nichtsdestotrotz "belastete"
diese zusätzliche Aufgabe das ganze Rats-
sekretariat erheblich. Und so wartet das
Ratssekretariats-Team gespannt, was das
Jahr 2004 an Überraschungen bringen
wird. Etwas steht heute schon fest: Ende
2004 finden Gemeinderats- und Stadtrats-
wahlen statt!

Annina Jegher / Jürg Stampfli
Ratssekretärin / Ratssekretär
E-mail: ratssekretariat@bern.ch

Das erste 3/4-Ratssekretariatsjahr 2002
stand im Zeichen des Aufbaus und der
Umsetzung. Zusätzliche Schwerpunkte bil-
deten die Revision des Geschäftsregle-
ments des Stadtrats und die Einführung des
Projekts Neue Stadtverwaltung Bern NSB
(Wirkungsorientierte Verwaltungsführung)
und die damit verbundene Parlamentsre-
form. Im Zuge von NSB wurde nebst der
Einführung der Globalbudgetierung mit
Steuerungsvorgaben das Kommissionswe-
sen neu konzipiert.2) Erwähnenswert ist
hier:
• die Einführung der Sachkommissionen:

Per 1. Juli 2003 sind drei Sachkommis-
sionen eingeführt worden. Diese sind
zuständig für die Beratung der Produk-
tegruppen-Budgets ihrer jeweiligen
Direktionen bzw. Dienststellen sowie für
die Vorberatung von Sachgeschäften.3)

• die Umgestaltung der GPK und FIKO zur
Budget- und Aufsichtskommission
(BAK). Hauptaufgaben der BAK sind die
Gesamtbeurteilung von Budget und Jah-
resbericht sowie die Verwaltungskon-
trolle. Hierzu wurde sie mit wesentlich
griffigeren Kontrollmöglichkeiten aus-
gestattet als früher die GPK.4)

Das zweite Betriebsjahr 2003 war geprägt
von der Umsetzung der Neuen Verwaltungs-
führung (NSB) und der Einsetzung einer
Parlamentarischen Untersuchungskommis-
sion (PUK 2003). In Sachen NSB galt es
den Wechsel vom alten zum neuen Kom-
missionssystem vorzubereiten und zu voll-
ziehen und die Zusammenarbeit zwischen
den Kommissionen im Allgemeinen sowie
im Budgetierungsprozess im Besonderen zu
regeln. Sowohl für das Ratssekretariat als
auch für den Stadtrat und wohl auch für
den Gemeinderat und die Verwaltung sehr
anspruchsvoll war die erste Budgetierungs-
runde nach dem neuen Regime. 
Nicht vorhersehbar, aber nicht weniger
anspruchsvoll und aufwändig und gleich-
wohl interessant war die Einsetzung und
die Begleitung der Parlamentarischen
Untersuchungskommission 2003. Diese
untersuchte den Gemeinderatsentscheid
vom 23. April 2003 betreffend der Neu-
unterstellung der Stadtpolizei unter eine
andere Direktion sowie die Verwaltungs-
führung der Polizeidirektion durch den
ehemaligen Polizeidirektor. Zwar konnten
für diese Aufgaben eine zusätzliche Juri-

2) Das alte Kommissionssystem bestand aus drei ständigen Kommissionen: GPK, FIKO und einer Sachkommission (Kommission
für Planung und Verkehr).

3) Die drei neuen ständigen Sachkommissionen: Kommission für Finanzen, Personal, Kultur und Öffentliche Sicherheit (FKÖ),
Kommission für Soziale Sicherheit und Bildung, Umwelt und Integration (SBU) und Kommission für Planung, Bau und Ver-
kehr (PBV).  

4) Insbesondere kann sie jede Person aus der Stadtverwaltung selber anhören und in Akten Einsicht nehmen, die dem Amtsge-
heimnis unterstehen. Dies jeweils nach vorgängiger Orientierung des zuständigen Gemeinderatsmitglieds. Vgl. hierzu das
Geschäftsreglement des Stadtrats (GRSR) Artikel 72a und b (zu finden unter www.bern.ch; SSSB 101.1).
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Der grosse Gemeinderat Kloten  wurde
1969 als Folge der Umbenennung des Dor-
fes Kloten zur "Stadt" eingeführt. 
Seit nun über 30 Jahren bilden die 40
Gemeinderäte und Gemeinderätinnen die
Legislative unserer Stadt. In diesen Jahren
wurde sowohl die Gemeindeordnung wie
auch die Geschäftsordnung einmal "reno-
viert". Dagegen verlief der "Ratsbetrieb"
in dieser Zeit ohne wesentliche Verände-
rungen.
In den letzten Jahren wurde zunehmend
klar, dass sich der Rat von Routinege-
schäften entlasten sollte, um vermehrt
auch strategische Fragen anzugehen und
so ein ernst zu nehmender Gegenpol zum
Stadtrat mit seinen jetzt noch 9 Mitglie-
dern zu bilden. Akzentuiert wurde diese
Diskussion durch die am 19. Oktober 2003
vom Volk angenommene neue Gemeinde-
ordnung. Diese verkleinert den Stadtrat
auf 7 Mitglieder und weist die operativen
Geschäfte der Verwaltung mit dem neu
gewählten Verwaltungsdirektor zu. Der
Stadtrat soll sich dagegen vermehrt der
politisch-strategischen Führung widmen.
Der Gemeinderat führte deshalb am 18.
Januar 2003 seinen ersten "Gemeinderats-
tag" durch. Hier konnten wir, unter Aus-
schluss des Stadtrates und der Öffentlich-
keit, über die "Freuden und Leiden" eines
Gemeinderates sprechen. Unter Leitung
eines aussenstehenden Fachmannes (Prof.
Nagel vom Institut für Betriebs- und Regio-
nalökonomie, Luzern) wurde über die posi-
tiven und negativen Seiten unserer Tätig-
keit gesprochen. Es wurden mögliche Verän-
derungen angesprochen und aufgelistet.
Dabei wurde die Wahl einer Strukturkom-
mission beschlossen, welche dem
Gemeinderat innerhalb  eines Jahres Vor-
schläge unterbreiten soll. In der Kommis-
sion sind alle 6 Fraktionen mit je einem
Sitz, sowie die amtierende Ratspräsidentin
vertreten.
Die Kommission hat seither 8 Sitzungen
durchgeführt (auch die Sommerferien
waren davon nicht ausgeschlossen). Die
ersten 2 Sitzungen waren notwendig, um
die sehr vielen Vorschläge und Voten aus
dem Gemeinderatstag zu sichten, zu ord-
nen und zu einzelnen Themenblöcken
zusammen zu fassen.
Daraus entstand ein Konzeptpapier mit
• Ausgangslage
• Zielsetzung des Gemeinderates
• Auftrag an die Strukturkommission
• Vorgehen der Strukturkommission
• Finanzen

• Zeitplan (1. Zwischenbericht im Sep-
tember, Diskussion der  Vorschläge am
Gemeinderatstag am 17. Januar 04,
Orientierung an der GR-Sitzung Febru-
ar/März 04, Bericht und Beschlussfas-
sung an einer GR-Sitzung im Frühjahr
04)

Die gestellten Aufgaben wurden in 3 The-
menbereiche aufgeteilt und für jeden
Bereich 2 Personen bestimmt 
• Organisation 
• Kommunikation
• Professionalisierung
• Dem Präsidium wurde Grundlagenbe-

schaffung und Kontakte zu den übrigen
Parlamenten zugeordnet

Die Schwerpunkte der 3 Themenbereiche sind:
• Organisation:

– Grösse des Parlamentes (40 oder 
weniger)

– Formale Prüfung der Vorstösse 
– Auftrag und Rolle der Geschäfts- und 

Rechnungsprüfungskommission 
(GRPK / RPK / GPK)

– Neue Sachkommissionen
– Budget (wie kann das Parlament 

Einfluss nehmen?)
– Geschäftsbericht (Spannungsfeld 

Exekutive-Legislative)
– Jahresrechnung (Wie sinnvoll ist die 

Rückschau auf die Vergangenheit?)

• Kommunikation
– Intensivere Zusammenarbeit mit dem 

Stadtrat 
– Bessere Zusammenarbeit mit Verwal-

tung 
– Möglichkeiten des Miteinander trotz 

Gewaltentrennung
– Zuständigkeiten und Dienstwege in 

der Verwaltung
– Informelle Gespräche zwischen 

Stadtrat und Fraktionen
– Aufwertung der Fraktionen und der 

interfraktionellen Konferenz
– Kommunikation mit der Bevölkerung 

via Internet und Presse

• Professionalisierung
– Einführung neuer Mitglieder 

(Informationsbroschüre)
– Weiterbildung aller Mitglieder GR 

(Gemeinderatstage)
– Einsatz von E-Mail, Internet und 

Intranet (Sicherheit)
– Einsatz des PC (zu Hause und in der 

GR-Sitzung mit Laptop)

– Einbindung auch der stilleren Mit-
glieder des Parlamentes (Sachkom-
missionen)

– Sitzungsordnung, (zuschauerfreund-
licher)

– Verständlichkeit (Lautsprecheranlage
und Aufnahme auf Tonträger)

– Attraktivitätssteigerung für Gemein-
deräte (Sitzungsbeginn, Fachkom-
missionen)

Für die Monate September, Oktober und
November sind Besuche in den meisten
Zürcher Parlamenten (mit Ausnahme von
Winterthur und Zürich) vorgesehen. Dazu
wurde ein  Fragebogen erstellt, welcher
nach der Sitzung mit dem jeweiligen Prä-
sidium besprochen wird.
Im weiteren werden Gespräche durchge-
führt mit 
• Stadtpräsident 
• Ratssekretärin 
• Verwaltungsdirektor
• GRPK-Präsidentin

Bei den Beratungen wurde auch die Über-
arbeitung der Geschäftsordnung des Ge-
meinderates besprochen. Dieser Auftrag
gehört ganz eindeutig nicht zu den Aufga-
ben der Struktur- Kommission. Es wird
jedoch eine Auflistung derjenigen Punkte
erstellt, welche in einer neuen Geschäft-
sordung berücksichtigt werden müssen.
Dies wird sicher eine Erleichterung für eine
Nachfolge-Kommission sein.
Die Strukturkommission ist auf Grund der
jetzigen Arbeit davon überzeugt, dass im
Januar 04 gute und sinnvolle Vorschläge
zur Verbesserung des Parlamentsbetriebes
vorliegen werden.
Vor allem sollen die  Gemeinderats-Sitzun-
gen von Routine-Ballast befreit werden,
damit mehr Zeit und Interesse auf die poli-
tische Mitarbeit verwendet werden kann.
Und ein ganz grosses Anliegen: Die Kommu-
nikation zwischen Stadtrat, Verwaltung und
Parlament  muss verbessert werden, damit
wir miteinander gute Lösungen für unsere
Mitbürgerinnen und Mitbürgern finden.

Erich Forster
Präsident Strukturkommission
E-mail: erich.forster@bluewin.ch

Kloten: Strukturkommission Gemeinderat

MITTEILUNGEN – NOUVELLES – NOTIZIE
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Die Dokumentationszentrale der schweizerischen
Bundesversammlung - Wissensvermittlung in 
komplexem Umfeld

HINWEISE – POUR EN SAVOIR PLUS

Die Dokumentationszentrale der Bundesver-
sammlung ist Teil der Parlamentsdienste
und steht den Ratsmitgliedern, den Fraktio-
nen, den Parlamentsdiensten sowie berech-
tigten Dritten für dokumentalistische Auf-
träge zur Verfügung. Das Ratsmitglied kann
die Dokumentationszentrale in Anspruch
nehmen für die Vorbereitung von Referaten,
Voten im Rat, Vorstössen, Medienauftritten,
Konferenzen, Auslandaufenthalten usw.
oder für Grundlagen-Dokumentationen zu
bestimmten Sachfragen.

Wir möchten die interessierten Leserinnen
und Leser hiermit aufmerksam auf ein
Referat, das der Leiter der Dokumenta-
tionszentrale, Ernst Frischknecht, am dies-
jährigen IFLA-Kongress im Rahmen eines
Meetings der Sektion Library and Research
Services for Parliaments gehalten hat. Der
Beitrag stellt die Organisation und
Arbeitsweise des Dienstes vor und erläu-
tert die Bedingungen dar, die eine parla-
mentarische Dokumentation erfüllen muss,
um den Ansprüchen eines nationalen Par-

lamentes gerecht zu werden. Entscheidend
ist dabei eine gute Pflege und Organisa-
tion der Wissensvermittlung.

Das Referat ist auf der Website der Bundes-
versammlung, auf welcher die Dokumenta-
tionszentrale unter der Rubrik E-Doc Dienst-
leistungen anbietet, in deutscher und fran-
zösischer Sprache publiziert worden. 

http://www.parlament.ch/ed-ifla-frisch-
knecht-1.pdf

Rattachée aux services du Parlement, la
Centrale de documentation est à la disposi-
tion des députés, des groupes parlementai-
res, des Services du Parlement et des per-
sonnes autorisées pour leur communiquer
toutes informations ou documents dont ils
ont besoin, pour les aider dans l'analyse de
ces derniers et pour effectuer pour eux tou-
tes recherches documentaires. Les députés
peuvent y recourir pour la préparation d'ex-
posés, d'interventions orales devant les
conseils, d'interventions parlementaires, de
conférences de presse, de discours, de visi-
tes à l'étranger, etc., ou encore pour l'étab-

lissement de dossiers documentaires sur
une thématique spécifique.
Nous nous permettons d'attirer l'attention
du lecteur sur la communication que M.
Ernst Frischknecht, responsable de la Cen-
trale de documentation, a présentée cette
année au congrès annuel de l'IFLA dans le
cadre d'une rencontre de la section Library
and Research Services for Parliaments.
Cette communication présente l'organisa-
tion et le fonctionnement de la Centrale de
documentation, et rappelle les conditions
auxquelles un service documentaire doit
satisfaire pour pouvoir répondre aux beso-

ins d'un parlement national, s'agissant
plus particulièrement de l'élément déter-
minant du suivi et de l'organisation de la
transmission du savoir et de l'information.

Cette communication a été publiée en lan-
gues allemande et française sur le site
Internet de l'Assemblée fédérale, sous la
rubrique "E-Doc", qui regroupe différents
services proposés par la Centrale de docu-
mentation (voir lien ci-dessous).

http://www.parlament.ch/f/ed-ifla-
frischknecht-1.pdf

La Centrale de documentation de l'Assemblée 
fédérale suisse: transmettre le savoir et 
l'information dans un environnement complexe
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Schweizerische Gesellschaft für Parlamentsfragen
Société suisse pour les questions parlementaires
Società svizzera per le questioni parlamentari

Der Vorstand der SGP hat fünf Personen
bestimmt, welche ihm als Jury einen
Antrag zur Prämierung des Preisausschrei-
bens 2003 zu stellen hatten. 

Die Jury setzte sich wie folgt zusammen:
• Maria Anna Hutter, Sautière du Grand

Conseil, Genf (Leitung)
• Prof. Ulrich Zimmerli, Muri
• Prof. Silvano Möckli, St. Gallen 
• Moritz von Wyss, stv. Leiter Rechts-

dienst, Parlamentsdienste, Bern
• Dr. Bruno Rickenbacher, Leiter der Par-

lamentsdienste Kantonsrat Zürich,
Zürich

Die Jury hat sich bei ihrer Beurteilung an
die folgenden, von Herrn Thomas Dähler,
Präsident der Jury im Jahre 1999 entwik-
kelten und auch im Jahre 2001 angewand-
ten Kriterien gehalten: 
I. Praktischer Nutzen
– für Mitglieder von Parlamenten und Ver-

fassungsräten
– für Parlamentsdienste
– für Exekutive und Verwaltung
– für die Judikative
– für wissenschaftlich tätige Personen
– für Medienschaffende

II. Inhalt
– Aktualität des Themas
– Aktualität historischer Bezüge
– Auf schweizerische Verhältnisse 

bezogen
– Auf schweizerische Verhältnisse 

übertragbar
– Originalität des Themas
– Originalität des Inhalts
– Inhaltliche Tiefenschärfe
– Erkennen offener Wunden
– Berücksichtigung der parlamentari-

schen Wirklichkeit

III. Form und Stil
– Klare Struktur der Arbeit
– Zweckmässigkeit des Aufbaus
– Hilfreiches Inhaltsverzeichnis
– Sachbezogene Zusammenfassung
– Leichte Lesbarkeit
– Verständliche Grafiken und Bilder

IV. Allgemeine Beurteilung (massge-
bend für Bewertung)
– Verarbeitung der Theorie bzw. der Lite-

ratur
– Methode
– Formales
– Nützlichkeit für das Parlament

Insgesamt sind fünf Arbeiten eingereicht
worden (davon zwei von derselben Auto-
rin): 

A. Gegenvorschläge zu Volksinitiativen –
Zulässigkeit, Inhalt, Verfahren (Disser-
tation)

B. Personalwirtschaftliche Aspekte des
schweizerischen staatlichen Milizsy-
stems am Anfang des XXI. Jahrhunderts
(Lizenziatsarbeit)

C. Privatisierung des Flughafens Zürich,
Auswirkungen auf das Verhältnis zwi-
schen Regierung und Parlament (Seme-
sterarbeit)

D. Innensicht eines kantonalen Parlaments
(Memoire)

E. Parlamentsreform am Beispiel des Stän-
derates: Funktionen, Wirkungen und
Alternativen (Aufsatz)

Die Arbeiten wurden dieses Mal, im Gegen-
teil zu den zwei ersten Preisausschreiben
von 1999 und 2001, nicht anonymisiert. 

Die Jurysitzung fand am 20. Juni 2003 in
Bern statt. Herr Prof. Möckli (entschuldigt
wegen Auslandsaufenthalt) hatte seine
Beurteilung, wie auch die anderen Jury-
mitglieder, schriftlich eingebracht. 

Die Jury kam zu folgenden Schlussfolge-
rungen: 

Die fünf eingereichten Arbeiten sind sehr
unterschiedlich in Bezug auf die gewähl-
ten Themen. 

Aus den schriftlichen Stellungnahmen der
Jurymitglieder ging bereits hervor, dass
die Arbeit "Innensicht eines kantonalen
Parlaments" prämierungswürdig sein
könnte. An der Sitzung wurden alle Stel-
lungnahmen verglichen und diskutiert. Das
entscheidende Kriterium war schlussend-
lich der stärkste Bezug zum Parlament. Die
betroffene Arbeit zeichnet sich durch eine
originelle Themenwahl und fleissige
Recherchierung aus. Die umfangreiche und
interessante Fragestellung und die gute
Verarbeitung der Ergebnisse können für
Parlamente auf allen Ebenen, die Parla-
mentsdienste und die Presse von prakti-
schem Nutzen sein. (Das Genfer Parlament
hat übrigens dieses Jahr eine ähnliche
Arbeit in Auftrag gegeben). Im weiteren
ist die Arbeit gut aufgebaut, übersichtlich
gestaltet und leicht lesbar. 

Aufgrund dieser Ueberlegungen stellte
die Jury den Antrag, Frau Cécile Küng,
für Ihr Memoire "Innensicht eines kan-
tonalen Parlaments" einen Preis von
3000 Fr. zu vergeben. 

Der SGP-Vorstand folgte diesem Antrag
an seiner Sitzung vom 20. Juni 2003 in
Bern. 

Die Preisübergabe soll zu Beginn der Jah-
resversammlung in Uri (20. September
2003) erfolgen.

Die Jury ist der Ansicht, dass für das näch-
ste Preisausschreiben ein Thema mit enge-
rem Bezug zum Parlamentsrecht vorgege-
ben werden könnte. 

Preisausschreiben 2003
Bericht der Jury und Beschluss des Vorstandes der SGP vom 20. Juni 2003
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Schweizerische Gesellschaft für Parlamentsfragen
Société suisse pour les questions parlementaires
Società svizzera per le questioni parlamentari

Le comité de la SSP a constitué un jury de
cinq personnes chargé d'évaluer les tra-
vaux reçus et de proposer un palmarès
pour le concours 2003.

Membres du jury:
• Mme Maria Anna Hutter, sautière du

Grand Conseil de la République et Can-
ton de Genève (présidence)

• M. Ulrich Zimmerli, prof., Muri
• M. Silvano Möckli, prof., St-Gall
• M. Moritz von Wyss, responsable sup-

pléant du service juridique, Services du
Parlement, Berne

• M. Bruno Rickenbacher, chef des servi-
ces parlementaires, Grand Conseil du
canton de Zurich

Pour apprécier les travaux qui lui étaient
soumis, le jury s'en est tenu pour l'essen-
tiel aux critères ci-après, définis par M.
Thomas Dähler, président du jury en 1999:
I. Utilité pratique
– pour les membres de parlements ou

d'assemblées constituantes
– pour les services parlementaires
– pour le pouvoir exécutif, y compris l'ad-

ministration
– pour le pouvoir judiciaire
– pour les chercheurs
– pour les journalistes

II. Fond
– actualité du thème retenu
– actualité des références historiques

retenues
– concerne la Suisse
– transposable à la Suisse
– originalité du thème retenu
– originalité des réflexions présentées
– profondeur des vues exprimées
– sensibilité du thème traité
– prise en compte de la réalité du travail

parlementaire

III. Forme
– clarté du plan adopté
– adéquation du plan adopté
– utilité de la table des matières
– pertinence du résumé
– lisibilité
– intelligibilité des graphiques et illustra-

tions

IV. En général (critères déterminants)
– Exploitation de la littérature pertinente
– Méthodologie
– Forme
– Utilité pour le parlement

Cinq travaux ont été présentés (dont deux
du même auteur), à savoir:

A. Gegenvorschläge zu Volksinitiativen –
Zulässigkeit, Inhalt, Verfahren (thèse de
doctorat) 

B. Personalwirtschaftliche Aspekte des
schweizerischen staatlichen Milizsy-
stems am Anfang des XXI. Jahrhunderts
(mémoire de licence)

C. Privatisierung des Flughafens Zürich,
Auswirkungen auf das Verhältnis zwi-
schen Regierung und Parlament (travail
de fin de semestre)

D. Innensicht eines kantonalen Parlaments
(mémoire)

E. Parlamentsreform am Beispiel des Stän-
derates: Funktionen, Wirkungen und
Alternativen (dissertation)

Contrairement aux concours de 1999 et de
2001, cette année, les travaux n'ont pas
été évalués sous couvert de l'anonymat.

Le jury s'est réuni le 20 juin 2003 à Berne
pour procéder à l'évaluation des travaux
sur la base des avis écrits rédigés par ses
membres. M. le prof. Möckli n'a toutefois
pas pu participé au débat, pour cause de
séjour à l'étranger.

À l'issue de la délibération, le jury est
arrivé à la conclusion suivante:

Les travaux présentent tous un niveau
scientifique très élevé, et sont en rapport
plus ou moins étroit avec le droit parle-
mentaire.

Dès la lecture des avis écrits fournis par les
membres du jury, il est apparu que le
mémoire "Innensicht eines kantonalen
Parlaments" était en bonne position pour
obtenir un prix. Au cours de la séance,
tous les avis ont été comparés et discutés,
jusqu'à ce que le jury opte finalement pour
le travail étant le plus en rapport avec le
Parlement. Le mémoire de Mme Cécile
Küng se distingue par l'originalité du
sujet, la qualité des recherches effectuées
et la précision avec laquelle ont été trai-
tées toutes les données. Bien construit et
bien écrit, ce travail est clair et facile à
lire, et répond parfaitement aux exigences
requises pour l'obtention d'un prix de la
SSP : la problématique et le traitement des
résultats peuvent être d'une utilité pra-
tique pour tous les parlements, services
parlementaires et organes de presse. (Il
est d'ailleurs à noter que le parlement
genevois a commandé cette année un tra-
vail similaire.)

Au vu de cette évaluation, le jury a pro-
posé d'attribuer à Mme Cécile Küng un
prix de 3000 francs pour son mémoire
"Innensicht eines kantonalen Parla-
ments".

Le comité de la SSP s'est rallié à cette
proposition lors de sa séance du 20 juin
2003 à Berne.

Le prix sera décerné au début de la pro-
chaine assemblée générale, le 20 sep-
tembre 2003 à Uri.

En vu du prochain concours, le jury estime
que les candidats devraient veiller, dès le
choix du sujet, à présenter un travail qui
soit en rapport étroit avec le droit parle-
mentaire.

Résultats du concours 2003
Rapport du jury et décision du comité de la SSP, du 20 juin 2003
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Il comitato della SSP ha designato una
giurida di cinque persone al fine di formu-
lare una proposta per il conferimento del
premio. 

La giuria era composta nel seguente modo:
• Maria Anna Hutter, segretaria generale

del Gran Consiglio, Ginevra (direzione)
• prof. Ulrich Zimmerli, Muri
• prof. Silvano Möckli, San Gallo 
• dott. Moritz von Wyss, sost. capo del

servizio giuridico, servizi del parlamen-
to, Berna

• dott. Bruno Rickenbacher, capo dei ser-
vizi del parlamento del Gran Consiglio
zurighese, Zurigo

Nella sua valutazione, la giuria si è atte-
nuta strettamente ai seguenti criteri ela-
borati da Thomas Dähler, presidente della
giuria nel 1999:

I. Utilità pratica
– per membri dei parlamenti e consigli

costituzionali
– per i servizi del parlamento
– per l'esecutivo e l'amministrazione
– per l'organo giudiziario
– per persone attive nell'ambito scientifi-

co
– per operatori dei media

II. Contenuto
– attualità del tema
– attualità dei rinvii storici
– riferimenti alla realtà svizzera
– traslabile alla realtà svizzera
– originalità del tema
– originalità del contenuto
– acutezza
– individuazione di problemi spinosi
– considerazione della realtà parlamenta-

re

III. Forma e stile
– struttura del lavoro chiara
– opportunità dell'assetto
– indice valido
– conclusione pertinente
– leggibilità
– grafici e immagini comprensibili

IV. Valutazione generale (determinante
per l'apprezzamento)
– elaborazione della teoria o della biblio-

grafia
– metodo
– aspetto formale
– utilità per il Parlamento

Complessivamente sono stati inoltrati cin-
que lavori (di cui due della stessa autrice): 

A. Gegenvorschläge zu Volksinitiativen –
Zulässigkeit, Inhalt, Verfahren (tesi di
laurea)

B. Personalwirtschaftliche Aspekte des
schweizerischen staatlichen Milizsy-
stems am Anfang des XXI. Jahrhunderts
(lavoro di licenza)

C. Privatisierung des Flughafens Zürich,
Auswirkungen auf das Verhältnis zwi-
schen Regierung und Parlament (semi-
nario)

D. Innensicht eines kantonalen Parlaments
(mémoire)

E. Parlamentsreform am Beispiel des Stän-
derates: Funktionen, Wirkungen und
Alternativen (saggio)

Contrariamente a quanto accaduto nelle
edizioni del 1999 e 2001, questa volta i
lavori non sono anonimi. 

La seduta della giuria si è tenuta il 20
giugno 2003 a Berna. Il professor Möckli
(scusato per soggiorno all'estero) ha pre-
sentato la sua valutazione per iscritto
come pure gli altri membri della giuria. 

La giuria è giunta alla seguente conclu-
sione:

Dal punto di vista scientifico, i cinque
lavori mostrano un livello encomiabile
mentre il diritto parlamentare è trattato
con più o meno accuratezza a seconda del
lavoro.

Era già chiaro al momento della lettura dei
pareri che il lavoro "Innensicht eines
kantonalen Parlaments" era uno dei più
probabili candidati alla vittoria. Durante la
seduta sono stati confrontati e discussi
tutti i pareri. Alla fine la giuria ha deciso
all'unanimità di premiare il lavoro con la
più stretta relazione con il Parlamento. Il
lavoro di Cécile Küng si distingue per l'ori-
ginalità della scelta dell'argomento, per le
solide ricerche e per l'elaborazione estre-
mamente accurata del voluminoso materi-
ale; è ben strutturato, formulato chiara-
mente e con stile fluente e facilmente
comprensibile. Sotto ogni aspetto, rispon-
de a tutti gli esigenti parametri che valgo-
no per un premio della SSP. L'interessante
formulazione della problematica e la
buona elaborazione dei risultati possono
essere utili a parlamenti di tutti i tipi, a
servizi parlamentari e alla stampa. (tra
l'altro proprio quest'anno il Parlamento
ginevrino ha assegnato un lavoro simile) 

In ragione di tali riflessioni, la giuria
assegna a Cécile Küng per il suo mémo-
ire "Innensicht eines kantonalen Parla-
ments" un premio di 3000 franchi.

Il comitato della SSP ha dato seguito a
questa proposta in occasione della sua
seduta del 20 giugno 2003 a Berna.

La premiazione avrà luogo all'inizio dell'-
Assemblea annuale (Uri, 20 settembre
2003).

La giuria è del parere che, tenendo conto
degli interessati, dovrebbe essere dato
particolare risalto già alla scelta dell'argo-
mento per il prossimo concorso alla stret-
ta relazione con il diritto parlamentare. 

Il premio della società 2003 
Rapporto della giuria e decisione del comitato della SSP del 20 giugno 2003 
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Korrespondenten
Correspondents
Corrispondenti 

PARLAMENT – PARLEMENT – PARLAMENTO

Bundesversammlung
Martin Graf, Sekretär der Staatspolitischen Kommissionen, Sekretariat SPK, Parlamentsdienste, 3003 Bern, T: 031 322 97 36, 
F: 031 322 98 67, E: martin.graf@pd.admin.ch

Bund

Kantone – Cantons – Cantoni
Kantonsrat Zürich
Dr. Bruno Rickenbacher, Leiter Parlamentsdienste Kantonsrat Zürich, Postfach, 8090 Zürich, T: 01 259 20 07, F: 01 259 20 43, 
E: bruno.rickenbacher@pd.zh.ch
Grosser Rat Bern – Grand Conseil Berne
Christian Wissmann, Ratssekretär, Postgasse 68, 3000 Bern 8, T: 031 633 75 82, F: 031 633 75 88, E: christian.wissmann@sta.be.ch
Grosser Rat Luzern
Stefano Cocchi, Leiter Kommissionendienst, Staatskanzlei, Bahnhofstrasse 15, 6002 Luzern, T: 041 228 51 10, E: stefano.cocchi@lu.ch
Landrat Uri
Dr. jur. Peter Huber, Kanzleidirektor, Standeskanzlei, 6460 Altdorf, T: 041 875 20 07, E: peter.huber@ur.ch
Kantonsrat Schwyz
Peter Gander, Staatsschreiber, Staatskanzlei, 6431 Schwyz, T: 041 819 11 24, F: 041 819 26 19, E: peter.gander@sz.ch
Kantonsrat Obwalden
Urs Wallimann, Landschreiber, Staatskanzlei, 6060 Sarnen, T: 041 666 62 03, E: staatskanzlei@ow.ch
Kantonsrat Nidwalden
Hugo Murer, Landschreiber, Standeskanzlei, 6370 Stans, T: 041 618 79 02, F: 041 618 79 11, E: hugo.murer@nw.ch
Landrat Glarus
Hansjörg Dürst, Ratsschreiber, Regierungskanzlei des Kantons Glarus, 8750 Glarus, T: 055 646 69 66, F: 055 646 32 91, 
E: hansjoerg.duerst@gl.ch
Kantonsrat Zug
Dr. Tino Jorio, Landschreiber, Postfach 156, 6301 Zug, T: 041 728 33 11, F: 041 728 37 01, E: tino.jorio@allg.zg.ch
Grand Conseil Fribourg – Grosser Rat Freiburg
Gérard Vaucher, Vice-Chancelier et 2ème secrétaire du Grand Conseil, Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg, T: 026 305 10 45, 
F: 026 305 10 48, E: vaucherg@fr.ch
Kantonsrat Solothurn
Fritz Brechbühl, Sekretär des Kantonsrates, Rathaus, 4500 Solothurn, T: 032 627 20 79, E: fritz.brechbuehl@sk.so.ch
Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt
François Miserez, Leiter der Kanzlei, Rathaus, 4001 Basel, T: 061 267 85 70, F: 061 267 60 09, E: francois.miserez@bs.ch
Landrat Basel-Landschaft
Walter Mundschin, Landschreiber, Landeskanzlei Basel-Landschaft, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal, T: 061 925 50 01, 
F: 061 925 69 65, E: walter.mundschin@lka.bl.ch
Kantonsrat Schaffhausen
Erna Frattini, Kantonsratssekretärin, Ringkengässchen 18, 8200 Schaffhausen, T: 052 632 73 63, F: 052 632 70 69, E:
erna.frattini@ktsh.ch
Kantonsrat Appenzell IR
Franz Breitenmoser, Ratsschreiber, Ratshaus, Marktgasse 2, 9050 Appenzell, T: 071 788 93 11, F: 071 788 93 39, 
E: franz.breitenmoser@rk.ai.ch
Kantonsrat Appenzell AR
Erich Niederer, Ratschreiber, Kantonskanzlei, 9102 Herisau, T: 071 353 61 11, F: 071 353 12 77, E: Erich.Niederer@kk.ar.ch
Grosser Rat St. Gallen
Georg Wanner, Leiter Rechtsdienst, Staatkanzlei, Regierungsgebäude, Postfach, 9001 St. Gallen, T: 071 229 32 56, F: 071 229 39 55,
E: georg.wanner@sk.sg.ch
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Grosser Rat Graubünden
Domenic Ross, Leiter Ratssekretariat, Staatskanzlei Graubünden, 7001 Chur, T: 081 257 22 32, F: 081 257 21 88, E:
ratssekretariat@staka.gr.ch
Grosser Rat Aargau
Adrian Schmid, Sekretär des Grossen Rates, Regierungsgebäude, 5001 Aarau, T: 062 835 12 42, F: 062 835 12 39, 
E: adrian.schmid@ag.ch
Grosser Rat Thurgau
Dr. Paul Roth, Leiter Parlamentsdienste, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld, T: 052 724 23 49, F: 052 724 29 58, E:
paul.roth@kttg.ch
Gran Consiglio Ticino
Rodolfo Schnyder, Segretariato del Gran Consiglio, Palazzo governativo, 6510 Bellinzona, T: 091 814 43 25, E: rodolfo.schnyder@ti.ch
Grand Conseil Vaud
Marianne Brélaz, Secrétaire générale du Grand Conseil, Grand Conseil, Place du château 6, 1014 Lausanne, T: 021 316 40 10, 
E: marianne.brelaz@chancellerie.vd.ch
Grand Conseil Valais – Grosser Rat Wallis
Fernande Melly-Fux, adjointe, Service parlementaire, Grand-Pont 4, 1950 Sion, T: 027 606 21 85, 
E: fernande.melly-fux@vs.admin.ch
Grand Conseil Neuchâtel
Laurent Helfer, Secrétaire de la commission des affaires extérieures, Favière 19, 2065 Savangier, T: 032 853 70 57, 
E: laurent.helfer@ne.ch
Grand Conseil Genève
Maria Anna Hutter, Sautière, Rue de l'Hôtel de Ville, 1211 Genève 3, T: 022 327 22 07, F: 022 327 06 06, 
E: maria-anna.hutter@etat.ge.ch
Parlement Jura
Jean-Claude Montavon, Vice-Chancelier d'Etat, Parlement de la République et Canton du Jura, Rue du 24 Septembre 2, 2800
Delémont, T: 032 420 50 22/23, F: 032 420 50 21, E: jean-claude.montavon@jura.ch

Gemeinden – Communes – Communi
Stadt Baden
Heinz Herrmann, Stadtschreiber, Rathausgasse 1, 5400 Baden, T: 056 200 82 04, E: heinz.herrmann@baden.ag.ch
Stadt Bern
Annina Jegher und Jürg Stampfli, Ratssekretariat; Morellhaus, Postgasse 14, Postfach, 3000 Bern 8, T: 031 321 79 20, 
F: 031 321 79 22, E: ratssekretariat@bern.ch
Stadt Biel – Ville de Bienne
Regula Klemmer, Ratssekretärin, Ratssekretariat des Stadtrates, Mühlebrücke 5a, 2502 Biel-Bienne, T: 032 326 11 73, 
F: 032 326 11 92, E: regula.klemmer@biel-bienne.ch
Stadt Bülach
Rolf Butz, Stadtschreiber, Marktgasse 28, 8180 Bülach, T: 01 863 11 24, E: info.stadt@buelach.ch
Landschaft Davos
Stephan Staub, Rechtskonsulent, Rathaus, 7270 Davos Platz, T: 081 414 32 22, F: 081 414 32 19, E: stephan.staub@davos.gr.ch
Gemeinde Dietikon
Thomas Furger, Stadtschreiber, Bremgartnerstrasse 22, 8952 Dietikon, T: 01 744 36 30, E: thomas.furger@dietikon.ch
Ville de Genève
Jean Erhardt, Secrétaire général, Palais Eynard, Rue de la Croix-Rouge 4, 12 11 Genève 3, T: 022 418 29 29, 
E: jean.erhardt@seg.ville-ge.ch
Stadt Gossau
Toni Inauen, Stadtschreiber, Stadtkanzlei, Rathaus, 9201 Gossau, T: 071 388 41 11, E: toni.inauen@stadtgossau.ch
Gemeinde Kloten
Alice M. Aeberhard, Ratssekretärin, Stadtverwaltung Kloten, 8302 Kloten, T: 01 815 12 90, E: alice.aeberhard@kloten.ch
Gemeinde Köniz
Elisabeth Zürcher, Ratssekretärin, Grosser Gemeinderat Köniz, Ratssekretariat, Schwarzenburgstrasse 236, Postfach 763, 3098 Köniz,
T: 031 970 92 04, F: 031 970 92 17, E: elisabeth.zuercher@koeniz.ch
Ville de Lausanne
François Pasche, Secrétaire municipal, Hôtel de Ville, Case postale 3280, 1002 Lausanne, T: 021 315 22 10, F: 021 315 20 03, 
E: francois.pasche@lausanne.ch
Stadt Luzern
Toni Göpfert, Stadtschreiber, Hirschgraben 17, 6002 Luzern, T: 041 208 82 13, E: caroline.burkart@stadt.luzern.ch
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Gemeinde Opfikon
Roger Würsch, Ratssekretär, Stadtverwaltung Opfikon, Oberhauserstrasse, 8152 Opfikon, T: 01 829 82 27, F: 01 829 82 42, 
E: roger.wuersch@opfikon.ch
Stadt Thun
Remo Berlinger, Vize-Stadtschreiber, Rathaus, 3602 Thun, T: 033 225 82 17, E: remo.berlinger@thun.ch
Stadt St. Gallen
Manfred Linke, Stadtschreiber, Rathaus, 9001 St. Gallen, T: 071 224 53 22, F: 071 224 57 01, E: manfred.linke@stadt.sg.ch
Stadt Winterthur
Arthur Frauenfelder, Stadtschreiber, Stadthaus, 8408 Winterthur, T: 052 267 51 21, E: arthur.frauenfelder@win.ch
Stadt Zug
Arthur Cantieni, Stadtschreiber, Stadthaus, Postfach 1258, 6301 Zug, T: 041 728 21 02, F: 041 728 23 71, E:
arthur.cantieni@zug.zg.ch
Stadt Zürich
Daniel Reuter, Leiter der Kanzlei des Gemeinderates, Stadthaus, 8022 Zürich, T: 01 216 31 10, F: 01 216 31 12, 
E: daniel.reuter@skz.stzh.ch

Vorstand SGP – Comité SSP – Comitato SSP
Präsident
Ulrich Zimmerli, alt Ständeratspräsident, Muri BE
Vizepräsident
Kantonsrat Thomas Dähler, Vizepräsident des Kantonsrates, Zürich
Sekretär
Martin Graf, Sekretär des Staatspolitischen Kommissionen der eidg. Räte/secrétaire des Commissions des institutions politique des
Chambres fédérales/segretario delle Commissioni delle istituzioni politice delle Camere federali, Bern/Berne/Berna
Kassier
Christian Wissmann, Ratssekretär des Grossen Rates, Bern
Webmaster
Fritz Brechbühl, Sekretär des Kantonsrates, Solothurn

Marianne Brélaz, secrétaire générale du Grand Conseil du Canton de Vaud, Lausanne

Stefano Cocchi, Leiter Kommissionendienst, Luzern

Hansjörg Dürst, Ratsschreiber, Glarus

Maria Anna Hutter, sautière du Grand Conseil, Genève.

Enrico Lorenzetti, Leiter der Kanzlei des Gemeinderates, Zürich

Fernande Melly-Fux, secrétaire permanente du Grand Conseil, Sion

Bruno Rickenbacher, Chef der Parlamentsdienste des Kantonsrates, Zürich

Christine Schneider-Rustichelli, secrétaire parlementaire, Bienne

Rodolfo Schnyder de Wartensee, segretario del Gran Consiglio, Bellinzona
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